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Geschäftsordnung 
des Hessischen Landtags*)

Vom 31. Januar 1973 .

Ü B E R S I C H T

E R S T E R  A B S C H N I T T

Abgeordnete und Fraktionen

§ 1 Abgeordnete
§ 2 Fraktionen 
§ 3 Reihenfolge der Fraktionen
§ 4 Stellenanteil

2 W E I T.E R A B S C H N I T T

Präsident, Präsidium und 
.Sitzungsvorstand

§ 5 Konstituierung
§ 6 Wahl des Präsidenten und der

übrigen Mitglieder des Präsidi­
ums

§ 7 Aufgaben des Präsidenten
§ 8 Stellvertreter des Präsidenten 
§ 9 Präsidium
§ 10 Sitzungsvorstand

E> R I T T E R A B S C H N I T T  

Ältestenrat

§ 11 Zusammensetzung 
§ 12 Einberufung und Beschlußfähig­

keit
§ 13 Aufgaben

V I E R T E R  A B S C H N I T T  

Ausschüsse

§ 14 Fachausschüsse und ständige Un­
terausschüsse
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§ 15 Sonderausschüsse 
§ 16  Zusammensetzung 
§ 17 Vorsitzende und Stellvertreter 
§ 18 Geschäftsordnung 
§ 19 Berichterstatter und Protokollfüh­

rer
§ 20 Zuziehung von Abgeordneten und 

Sachverständigen
§ 21 Beschränkung und Zulassung der 

örfenllichkeit
§ 22 Bekanntgabe der Ausschußsit­

zungen
§ 23 Auskunilserleilung der Landes­

regierung
§ 24 Berichte der Ausschüsse 
§ 25 Ständiger Ausschuß (Hauptaus­

schuß)

F Ü N F T E R  A B S C H N I T T

Untersuchungsausschüsse

§ 26 Einsetzung 
§ 27 Mitglicderzahl 
§ 28 Vorsitzender und Berichterstatter 
§ 29 Verfahren
§ 30 Aussetzung der Untersuchung 
§ 31 Berichterstattung

S E C H S T E R  A B S C H N I T T

Landtag und Landesregierung

§ 32 Wahl des Ministerpräsidenten 
§ 33 Verkehr mit der Landesregierung 
§ 31 Herbeiru/ung von Mitgliedern der 

Landesregierung
§ 35 Berichte über die Ausführung von 

Landtagrbesciilüssen



S I E B E N T E R  A B S C H N I T T  

Drucksachen

§ 36 Landtagsdrucksachen, Verteilung 
von Unterlagen

A C H T E R  A B S C H N I T T  

Gesetzentwürfe

§ 37 Einbringung von Gesetzentwürfen 
§ 38 Anzahl der Lesungen 
§ 39 Erste Lesung 
§ 40 Zweite Lesung 
§ 41 Dritte Lesung 
§ 42 Weitere Lesung •
§ 43 Abänderungsanträge 
§ 44 Verzicht auf Fristen 
§ 45 Beurkundung und Übermittlung 

der Gesetzesbeschlüsse

N E U N T E R  A B S C H N I T T

Anträge und sonstige Vorlagen

§ 46 Anträge 
§ 47 Sonstige Vorlagen

Z E H N T E R  A B S C H N I T T  

Immunitdtsangelegenheiien 

§ 48 Immunitätsangelegenheiten

ELFTER A B S C H N I T T

Anfragen, Fragestunde,
Aktuelle Stunde

§ 49 Große Anfragen 
§ 50 Kleine Anfragen 
§ 51 Fragestunde 
§ 52 Aktuelle Stunde

Z WÖ L F T E R  A B S C H N I T T  

Petitionen

§ 53 Behandlung von Petitionen 
§ 54 Zurückweisung und anderweitige 

Erledigung von Petitionen

D R E I Z E H N T E R  A B S C H N I T T  

Sitzungsordnung

§ 55 Einberufung, Sitzungstermine und 
Tagesordnung

§ 55 Ausschluß der Öffentlichkeit 
§ 57 Eröffnung und Schluß der Sitzung 
§ 58 Vertagung
§ 59 Eröffnung und Verbindung der 

Beratung
§ 60 Schluß der Beratung 
§ 61 Übergang zur Tagesordnung 
§ 62 Wortmeldung und Worterteilung 
§ 63 Vertreter der Landesregierung 
§ 64 Worterteilung zur Geschäftsord­

nung
§ 65 Persönliche Bemerkungen 
§ 66 Erklärungen tatsächlicher Alt 
§ 67 Form der Rede 
§ 68 Redezeit 
§ 69 Zwischenfragen 
§ 70 Sachruf und Ordnungsruf

§ 71 Entziehung des Wortes 
§ 72 Ausschluß von Abgeordneten 
§ 73 Einspruch gegen Sachruf, Ord­

nungsruf oder Ausschluß 
§ 74 Unterbrechung der Sitzung 
§ 75 Ordnung im Zuhörerraum 
§ 76 Beschlußfähigkeit 
§ 77 Anzweiflung der Beschlußfähig­

keit •
§ 78 Folgen der Beschlußunfähigkeit

V I E R Z E H N T E R  A B S C H N I T T

Abstimmungen und Wahlen

§ 79 Fragestellung 
§ 80 Teilung der Frage 
§ 81 Aussetzung der Abstimmung 
§ 82 Abstimmungsregeln 
§ 83 Zweifel über das Abstimmungser­

gebnis
§ 84 Namentliche Abstimmung 
§ 85 Feststellung des Abstimmungser­

gebnisses
§ 86 Erklärungen zur Abstimmung 
§ 87 Wahlen

F Ü N F Z E H N T E R  A B S C H N I T T

Aufzeichnung der Plenarsitzungen

§ 88 Stenographischer Bericht 
§ 89 Niederschriften der Reden 
§ 90 Beschlußprotokoii

S E C H Z E H N T E R  A B S C H N I T T

Schlußbestiinniungen

§ 91 Akten des Landtags 
§ 92 Wahrung von Fristen 
§ 93 Auslegung der Geschäftsordnung 
§ 94 Abweichung von der Geschäfts­

ordnung
§ 95 Ende der Wahlperiode 
§ 96 Inkrafttreten

ERS TER A B S C H N I T T  

Abgeordnete und Fraktionen 

Artikel 75 HV:
Der Landtag besieht aus den vom 
Volke gewählten Abgeordneten. 
Wählbar sind die Stimmberechtigten, 
die das einundzwanzigste Lebensjahr 
vollendet haben.
Das Nähere bestimmt das Wahl- 
gesell. Verlangt es neben anderen 
Erfordernissen, daß eine Wähler­
gruppe eine Mindest zahl von Stim­
men aulweist, um im Landtag ver­
treten zu sein, so darf die Mindest­
zahl nicht höher sein als fünf vom 
Hundert der abgegebenen gültigen 
Stimmen.

Artikel 76 HV:
Jedermann ist die Möglichkeit zu 
sichern, in den Landtag gewählt zu 
werden und sein Mandat ungehindert 
und ohne Nachteil auszuüben.
Das Nähere regelt das Gesetz.



Artikel 77 HV:
Die Abgeordneten sind Vertreter des
ganzen Volkes.

§ 1
Abgeordnete

(1) Die Abgeordneten sind verpflich­
tet, an der Arbeit des Landtags teilzu­
nehmen und sie zu fördern.

(2) Die Abgeordneten erhalten einen 
Ausweis.

(3) Urlaub bis zu drei Monaten erteilt 
der Präsident, für längere Zeit der Land­
tag. Urlaub auf unbestimmte Zeit wird 
nicht gewährt.

(4) Der Präsident zeigt dem Landes­
wahlleiter an, wenn das Mandat eines 
Abgeordneten erloschen ist.

§ 2
Fraktionen

(1) Fraktionen sind Vereinigungen 
von Abgeordneten. Die Mindeststärke 
einer Fraktion wird durch Beschluß des 
Landtags festgelegt. Die Fraktionen 
können Abgeordnete als Gäste aufneh­
men. Bei Feststellung der Fraktions­
stärke zählen die Gäste mit.

. (2) Die Bildung einer Fraktion, ihre 
Bezeichnung, die Namen der Mitglieder 
und Gäste sowie des Vorsitzenden und 
seiner Stellvertreter sind dem Präsiden­
ten schriftlich mitzuteilen,

§ 3
Reihenfolge der Fraktionen

(1) Die Reihenfolge der Fraktionen 
bestimmt sich nach ihrer Stärke.

(2) Bei gleicher Fraktionsstärke ent­
scheidet über die Reihenfolge das vom 
Präsidenten in einer Sitzung des Land­
tags gezogene Los.

(3) Vorübergehend nicht besetzte Ab­
geordnetensitze werden bis zur Neube­
setzung bei der Fraktion mitgezähifc, der 
die ausgeschiedenen Abgeordneten an­
gehört haben.

§ 4
Stellenanteil

(1) Die Zusammensetzung der Aus­
schüsse sowie die Verteilung der Stellen 
der Vorsitzenden und stellvertretenden 
Vorsitzenden der Ausschüsse werden 
vom Verhältnis der jeweils gegebenen 
Stärke der Fraktionen nach dem Höchst­
zahlverfahren (d'Hcndt) bestimmt.

(2) Der gleiche Grundsatz wird bei 
Wahlen, die der Landtag vorzunehmen 
hat, angewendet. Wird infolge des Aus­
scheidens eines Gewählten eine Stelle 
frei, so ist bei der Nachwahl der Stellen­
anteil nach Abs. 1 zu wahren.

(3) Für die Bemessung des Stellen­
anteils nach Abs. 1 und 2 können Frak­
tionen gemeinsame Vorschläge vorlegen 
und fraktionslose Abgeordnete den Vor­

schlag einer Fraktion oder mehrerer 
Fraktionen unterstützen.

Z W E I T E R  A B S C H N I T T

Präsident, Präsidium und 
Sitzungsvorstand

Artikel 82 HV:
Die Wahlperiode des neuen Landtags 
beginnt, falls der alte Landtag aui- 
gelöst worden ist, mit dem Tage der 
Neuwahl, im übrigen mit dem Ab- 
laufe der Wahlperiode des alten 
Landtags.

Artikel 82 Abs. 1 bis 3 HV:
Der Landtag versammelt sich in der 
Regel am Sitze der Landesregierung.
Der Landtag tritt kraft eigenen Rechts 
am 18. Tage nach der Wahl zusam­
men. Falls an diesem Tage die Wahl- 

■ periode des alten Landtags noch nicht 
abgelaufen ist, versammelt sich der 
neue Landtag am Tage nach dem 
Ablauf dieser Wahlperiode.
Fällt einer der vorgenannten Tage 
aui einen Sonn- oder Feiertag, so tritt 
der Landtag erst am dar aui iolg enden 
zweiten Werktag zusammen.

Artikel 84 HV:
Der Landtag wählt den Präsidenten, 
seine Stellvertreter und die übrigen 
Mitglieder des Vorstandes.

§ 5
. Konstituierung

(1) In der ersten Sitzung des neuge­
wählten Landtags führt der an Lebens­
jahren älteste Abgeordnete oder, falls 
er ablehnt, der nächstälteste Abgeord­
nete (Alterspräsident) den Vorsitz, bis 
der neugewählte Präsident oder einer 
seiner Stellvertreter das Amt über­
nimmt.

(2) Der Alterspräsident ernennt die 
zwei jüngsten Abgeordneten zu vor­
läufigen Schriftführern. Hierauf läßt er 
die Namen der Abgeordneten aufrufen, 
stellt die Beschlußfähigkeit fest und er­
klärt den Landtag für konstituiert.

§ 6
Wahl des Präsidenten und der 

übrigen Mitglieder des Präsidiums
(1) Der Landtag wählt mit verdeckten 

Stimmzetteln den Präsidenten und die 
Vizepräsidenten in getrennten Wahl­
gängen für die Dauer der Wahlperiode.

(2) Der Präsident und die Vizepräsi­
denten können, wenn kein Abgeordne­
ter widerspricht, auch durch Handzeichen 
in einem oder mehreren Wahlgängen 
gewählt werden.

(3) Gewählt ist, wer die Mehrheit der 
Stimmen der gesetzlichen Zahl der Mit­
glieder des Landtags erhalt. Ergibt sich, 
im ersten Wahigang keine solche Mehr­
heit, so können für einen zweiten Wahl-



gang neue Bewerber vorgeschlagen wer­
den. Ergibt sich auch dann keine solche 
Mehrheit, kommen die beiden Abgeord­
neten mit den höchsten Stimmenzahlen 
in die engere Wahl; in diesem Fall ist 
gewählt, wer die meisten Stimmen er­
hält; bei Stimmengleichheit entscheidet 
das vom amtierenden Präsidenten ge­
zogene Los.

a
/ (4) Der Präsident und die Vizepräsi­
denten  sollen in der Reihenfolge der 
\Fraktionen bestellt werden.

(5) Die Schriftführer werden in einem 
: Wahlgang nach den Grundsätzen des 

Verhältniswahlrechts geivählt.

V,

Artikel 85 HV:
Zwischen zwei Tagungen sowie bis 
zum Zusammentritt eines neu gewähl- 

* ten Landtags iühren der Präsident und 
die stellvertretenden Präsidenten der 
letzten Tagung ihre Geschälte fort. 
Sie genießen die in den Artikeln 95 
bis 98 ieslgeleglen Rechte.
Artikel 86 HV:
Der Präsident verwaltet die gesamten 
wirtschaillichen Angelegenheiten des 
Landtags nach Maßgabe des Staats- 
haushaltsgcsetzes. Ihm steht die 
Dienstauisicht über sämtliche Beam­
ten, Angestellten und Arbeiter des 
Landtags sowie im Benehmen mit dem 
Vorstand des Landtags die Ernennung 
und Entlassung der Beamten des Land­
tags zu. Er vertritt das Land Hessen 
in allen Rechtsgeschäften und Rechts- %
Streitigkeiten seiner Verwaltung. Er 
übt das Hausrecht und die Polizeige- 
wall im Landtagsgebäude aus.

Artikel 97 Abs.2HV:

W

; _

^  u

' d

Eine Durchsuchung oder Beschlag­
nahme darf in den Räumen des Hessi­
schen Landtags nur mit Zustimmung 
des Präsidenten vorgenommen wer­
den.

§ 7
Aufgaben des Präsidenten

(1) Der Präsident führt die Geschäfte 
des Landtags und vertritt ihn nach 
außen. Er hat die Würde und die Rechte 

. des Landtags zu wahren und dessen 
Arbeit zu fördern, insbesondere die 
Verhandlungen gerecht und unparteiisch 
zu leiten und die Ordnung im Hause zu­
wahren. Bei Rechtsstreitigkeiten zwi­
schen dem Landtag und Dritten ist er 
verpflichtet, auch die abweichende 
Rechtsauffassung einer parlamentarischen 
Minderheit vorzutragen. Er hat bera­
tende Stimme in allen Ausschüssen. Das 
gleiche gilt für die Vizepräsidenten.

rl p) Der Präsident -führt die gesamte*
^wirtschaftliche Verwaltung des Landtags 
( unter Beachtung der Landeshaushalis- 

■ 0  ,£.*f . . /  Ordnung und der Haushaltsgesetze. Er
‘ k* schließt die für die Landtagsverwaltung 

notwendigen Verträge ab und weist die 
Ausgaben der Verwaltung zur Zahlung 
an. (

(3) Ihm steht die Dienstaufsicht über 
sämtliche Beamten, Angestellten und 
Arbeiter des Landtags sowie im Beneh­
men mit den Mitgliedern des Präsidiums 
die .Ernennung und Entlassung der Be­
amten des Landtags und deren Ver­
setzung in den Ruhestand zu. Er hat 
Angestellte und Arbeiter einzustellen 
und zu entlassen.

(4) Er übt das Hausrecht und die 
Polizeigewalt im Landtagsgebäude aus. 
Er kann allgemein oder für den Einzel- 
fall Anordnungen über das Betreten des ~ 
Landtagsgebäudes und des zugehörigen 
Grundstücks sowie über das Verweilen 
und die Sicherheit und Ordnung im 
Gebäude und auf dem Grundstück er­
lassen. Dabei kann er auch aus Sicher- 1 
heitsgrünclen gebotene Beschränkungen j 
der -Öffentlichkeit der Sitzungen des j 
Landtags an ordnen.

§ 8
Stellvertreter des Präsidenten \

/  Der Präsident wird durch die Vize- \ 
Präsidenten vertreten. Sind die Vize- j 

- Präsidenten sämtlich verhindert, tritt an / 
j ihre Stelle der dem Lebensalter nach/ 
v älteste Abgeordnete, der zur Übernahme/ 

der Vertretung bereit ist. /

§ 9
Präsidium

(1) Das Präsidium besteht aus dem 
Präsidenten, den Vizepräsidenten und 
den Schriftführern. Die Zahl der Vize­
präsidenten und der Schriftführer wird 
durch Beschluß des Landtags festgesetzt.

(2) Das Präsidium ist der Vorstand 
des Landtags im Sinne der Art. 84 und 
86 HV. Es beschließt über die inneren 
Angelegenheiten des Landtags, soweit 
deren Regelung nicht dem Präsidenten 
nach Art. 86 HV oder dem Ältestenrat 
Vorbehalten ist.

(3) Das Präsidium stellt insbesondere 
den Entwurf des Haushaltsplans für den 
Landtag fest, bestimmt über die Ver­
wendung der Räume im Landtags­
gebäude und erläßt Vorschriften über 
die Benutzung der Bücherei und des 
Archivs des Landtags.

(4) Die Sitzungen cles Präsidiums wer­
den vom Präsidenten einberufen und 
geleitet. Das Präsidium ist beschlußfähig, 
wenn die Mehrheit seiner Mitglieder 
anwesend ist. Die Beschlüsse werden mit 
einfacher Mehrheit gefaßt. Bei Stimmen­
gleichheit gibt die Stimme des Präsiden­
ten den Ausschlag.

(5) In dringlichen Angelegenheiten 
kann der Präsident einen Besdiluß des 
Präsidiums zu einem schriftlich mitge­
teilten Vorschlag herbeiführen. Er 
kommt mit der schriftlichen Zustimmung 
der Mehrheit der Mitglieder des Prä­
sidiums zustande, falls nicht mindestens 
ein Drittel der Mitglieder der schrift­
lichen Beschlußfassung innerhalb der



vom Präsidenten angegebenen Frist, die 
mindestens fünf Tage betragen soll, 
widerspricht.

(6) Für die Aufzeichnung der Ver­
handlungen des Präsidiums gilt § 18 
Abs. 7 entsprechend.

/  (7) Die Verhandlungen des Präsidiums
sind vertraulich, wenn nicht mit den 
Stimmen der Mehrheit der Mitglieder 

 ̂ etwas anderes beschlossen v/ird.

§ 10
Sitzungsvorstand

(1) In den Sitzungen des Landtags 
bilden der amtierende Präsident und die 
amtierenden Schriftführer den Sitzungs­
vorstand.

(2) Sind die gewählten Schriftführer 
zu einer Sitzung des Landtags nicht in 
ausreichender Zahl erschienen, so be­
stellt der amtierende Präsident Stellver­
treter aus dem Kreise der anwesenden 
Abgeordneten.

(3) Die Schriftführer unterstützen in 
den Sitzungen des Landtags den Präsi­
denten; sie haben insbesondere -Schrift­
stücke zu verlesen, die Beschlüsse auf­
zuzeichnen, die Rednerliste zu führen, bei 
namentlichen Abstimmungen die Namen 
aufzurufen und die Stimmen zu zählen. 
Der Präsident kann die Schriftführer mit 
weiteren Aufgaben betrauen.

D R I T T E R  A B S C H N I T T  

Ältestenrat

§ 11
Zusammensetzung

Der Ältestenrat besteht aus dem 
Präsidenten, den Vizepräsidenten, den 
Schriftführern und neun weiteren Abge­
ordneten; letztere werden von den Frak­
tionen entsprechend ihrer Stärke nadi 
dem Höchstzahlverfahren (d'Hondt) be­
nannt und können im Einzelfall von 
anderen Abgeordneten vertreten wer­
den.

§ 12
Einberufung und Beschlußfähigkeit
(1) Der Präsident beruft den Ältesten­

rat ein und leitet seine Verhandlungen.

(2) Der Ältestenrat muß einberufen 
werden, wenn es eine Fraktion verlangt.

(3) Der Ältestenrat ist beschlußfähig, 
wenn mehr als die Hälfte seiner Mit­
glieder anwesend oder, soweit sie ver­
treten werden können, vertreten ist.

§ 13
Aufgaben

(1) Der Ältestenrat hat die Aufgabe, 
den Präsidenten bei der Führung der 
Geschäfte zu unterstützen, besonders 
eine Verständigung zwischen den Frak­
tionen über den Arbeitsplan des Land­
tags herbeizuführen.

(2) Der Ältestenrat entscheidet dar­
über, ob der Landtag in verfassungs­
rechtlichen Verfahren das Recht zum 
Beitritt oder zur Äußerung wahmehmen 
soll.

(3) Für die Beratungen des Ältesten­
rats gelten § 9 Abs. 5 und 7 und § 18 
Abs. 7 entsprechend.

V I E R T E R  A B S C H N I T T

Ausschüsse

§ 14
Fachausschüsse und ständige 

Unterausschüsse
(1) Zur Vorberatung der Vorlagen,

über die der Landtag zu beschließen hat, 
werden neben dem ständigen Ausschuß 
(Hauptausschuß) (§ 25) folgende Fach­
ausschüsse eingesetzt: . .

Haushaltsausschuß,
Innenausschuß,
Kulturpolitischer Ausschuß,
Ausschuß für Landwirtschaft und 

Forsten,
Ausschuß für Fragen des öffentlichen 

Dienstes,
Petitionsausschuß,
Rechtsausschuß,
Sozialpolitischer Ausschuß,
Ausschuß für Umweltfragen,
Ausschuß für Verwaltungsreform, 
Ausschuß für Wirtschaft und Technik.

(2) Der Landtag kann außerdem stän­
dige Unterausschüsse einsetzen.

(3) Die Zahl der Mitglieder der Fach­
ausschüsse und ständigen Unteraus­
schüsse wird durch Beschluß des Land­
tags festgelegt.

§ 15
Sonderausschüsse

Zur Vorberatung bestimmter Vorlagen 
kann der Landtag Sonderausschüsse ein­
setzen. Die Mitgiiederzahl ist bei dem 
Beschluß über die Einsetzung festzu­
legen.

§ 16
Zusammensetzung

(1) 'Die Mitglieder der Ausschüsse 
werden dem Präsidenten von den Frak­
tionen schriftlich benannt. § 25 bleibt 
unberührt.

(2) Die Mitglieder der Ausschüsse 
können sich im Einzelfall durch andere 
Abgeordnete vertreten lassen.

(3) Der Präsident gibt dem Landtag 
die Zusammensetzung der Ausschüsse 
schriftlich bekannt.

§ 17-
Vorsitzende und Stellvertreter

(1) Die Vorsitzenden der Ausschüsse 
und deren Stellvertreter werden vom 
Ältestenrat auf Vorschlag der Fraktionen 
benannt.



(2) Falls im Ältestenrat keine Eini­
gung über die Stellenvcrteilung erreicht 
werden kann, erfolgt die Verteilung in 
der Reihenfolge, die sich nach dem 
Höchstzahlverfahren (d’Hondt) nach der 
Stärke der Fraktionen ergibt.

§ 18
Geschäftsordnung

(1) Für die Ausschüsse ‘gelten die die 
Sitzungen des Landtags betreffenden 
Bestimmungen dieser Geschäftsordnung 
sinngemäß, soweit nichts anderes be­
stimmt ist.

(2) Die Sitzungen der Ausschüsse 
werden von deren Vorsitzenden anbe­
raumt. Der Aussdiußvorsitzende stellt 
die Tagesordnung fest und gibt sie mit 
dem Einladungsschreiben bekannt. In 
dringenden Fällen kann bei Verhinde­
rung des Vorsitzenden und seines Stell­
vertreters der Präsident einen Ausschuß 
zu einer Sitzung einberufen. Ein Aus­
schuß ist beschlußfähig, wenn mehr als 
die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 
oder vertreten ist.

(3) Jedes Aussdiußmitglied kann 
unter Beaditung der Vorschriften des 
Abs. 4 beantragen, daß noch andere 
Gegenstände auf die Tagesordnung ge­
setzt werden, über den Antrag ■ entsdiei- 
det der Aussdiuß.

(4) Die'Ausschüsse behandeln in der 
Regel nur Angelegenheiten, die ihnen 
durdi Beschluß des Landtags oder durch 
den Präsidenten überwiesen sind oder % 
die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
■überwiesenen Gegenständen stehen. In 
Ausnahmefällen können Ausschüsse 
Gegenstände, für die sie zuständig sind, 
auch ohne Auftrag des Landtags beraten. 
Beschlüsse zur Sadie können die Aus­
schüsse in keinem Fall unmittelbar der 
Landesregierung übermitteln, vielmehr 
nur dem Landtag als Empfehlung vor­
legen; Beriditsersudien bleiben unbe­
rührt.

(5} Der Landtag kann bei der Über­
weisung von Beratungsgegenständen an 
die Aussdiüsse Fristen festlegen, bis zu 
deren Ablauf dem Landtag der Aus- 
sduißbericht oder, falls eine abschlie­
ßende Beratung nicht möglich war, unter 
Angabe der Hinderungsgründe ein Zwi­
schenbericht vorzulegen ist.

(6) Wird ein Beratungsgegenstand 
mehreren Ausschüssen überwiesen, so 
ist ein Ausschuß als federführend zu 
bestimmen. Die beteiligten Ausschüsse 
leiten dem federführenden Ausschuß 
ihre Stellungnahme über den Präsiden­
ten schriftlich zu. Der federführende 
Ausschuß soll seine Beratungen in der 
Regel erst dann aufnehinen, wenn ihm 
die Stellungnahme der beteiligten Aus­
sdiüsse vorliegt.

(7) über die Verhandlungen der Aus­
schüsse werden vom Protokollführer 
Kurzberichte, die den Ablauf der Be­

ratungen in gedrängter Form wieder­
geben, und Beschlußprotokolle angefer­
tigt. Die Beschlußprotokolle sind vom 
Vorsitzenden und vom Protokollführer 
zu unterzeichnen.

(8) Die Ausschüsse können mit der 
Behandlung besonderer Fragen Arbeits­
gruppen beauftragen. Wird eine Arbeits­
gruppe eingesetzt, so hat der Aussdiuß­
vorsitzende dies dem Präsidenten unter 
Bekanntgabe der Mitglieder mitzuteilen.

(9) Beabsichtigt ein Aussdiuß, eiije Be- 
siditigungsreise durdizuführen, durch 
die dem Landtag Kosten entstehen, so 
hat der Vorsitzende des Ausschusses die 
vorherige Zustimmung des Präsidenten 
herbeizuführen.

(10) Der Ausschuß Vorsitzende soll die 
Vertreter der Presse über die Beratun­
gen im Aussdiuß unterrichten.

§ 19
Berichterstatter und Protokollführer
(1) Die Ausschüsse bestimmen für 

jeden ihnen überwiesenen Beratungs­
gegenstand einen Berichterstatter, in be­
sonderen Fällen mehrere Berichterstat­
ter. Vorbehaltlich der Entscheidung des 
Ausschusses kann der Versitzende den 
oder die Berichterstatter bestimmen.

(2) Als Protokollführer wird ein Be­
diensteter des Landtags bestellt.

§ 2 0 -

Zuziehung von Abgeordneten und 
Sachverständigen

(1) Berät der Aussdiuß über Anträge 
von Abgeordneten, so kann der Antrag­
steller, wenn er nicht Mitglied des 
Ausschusses ist, mit beratender Stimme 
an der Sitzung teilnehmen. Der Aus­
schuß kann auch andere Abgeordnete 
sowie Sachverständige anhören.

(2) Können aus d̂ .r Zuziehung von 
Sachverständigen dern Landtag Kosten 
entstehen, so bedarf sie der vorherigen 
Zustimmung des Präsidenten.

§ 21
Besdiränkung und Zulassung der 

Öffentlichkeit
(1) Die Sitzungen der Ausschüsse sind 

nicht öffenllidi. Abgeordnete, die nicht 
Mitglieder des Ausschusses sind, kön­
nen ohne Stimmrecht an den Sitzungen 
teilnehmen. Jede Fraktion kann zu 
einer Ausschußsitzung einen Fraktions­
assistenten entsenden, der der Sitzung 
ohne das Recht zur Beteiligung an den 
Beratungen beiwohnen kann.

(2) Die Ausschüsse können beschlie­
ßen, öffentliche Sitzungen abzuhalten, 
insbesondere zur Anhörung von Sadi- 
veiständigen, Interessenvertretern und 
sonstigen Auskunftspersonen zu Be­
ratungsgegenständen, die einem Aus­
schuß überwiesen sind. Zu solchen Sit­
zungen sind außer den Anzuhörenden 
die Vertreter der Presse und, soweit



es die Raumverhältnisse gestatten,- son­
stige Zuhörer zuzulassen. Ort und Zeit­
punkt öffentlicher Ausschußsitzungen 
sind durch Aushang im Landtagsgebäude 
öffentlich bekanntzumachen. Der Be­
schluß über die Öffentlichkeit einer 
Sitzung ist spätestens in der voran­
gehenden Sitzung des Ausschusses zu 
fassen und bedarf der Zustimmung der 
Mehrheit der Mitglieder des Ausschus­
ses.

(3) Die Ausschüsse können für Teile 
ihrer Verhandlungen und für bestimmte 
Mitteilungen die Vertraulichkeit be­
schließen.

§ 22
Bekanntgabe der Ausschußsitzungen
Ort, Zeit und Tagesordnung jeder 

Ausschußsitzung sind der Staatskanzlei 
und den Ministerien mitzuteilen.

§ 23
Auskunftserteilung der Landesregierung

Die Ausschüsse können von der Lan­
desregierung alle notwendigen Aus­
künfte und Unterlagen verlangen, deren 
sie zur Beratung der ihnen überwiesenen 
Angelegenheiten bedürfen.

§ 24
Berichte der Ausschüsse

(1) Die Berichte der Ausschüsse zu 
den ihnen überwiesenen Gegenständen 
sind dein Präsidenten schriftlich zu über­
mitteln. Sie sind vom Ausschußvorsit­
zenden und vom Berichterstatter oder 
den Berichterstattern zu unterzeichnen.

(2) Sie müssen die Empfehlung des 
Ausschusses und das Abstimmungs­
verhältnis, mit dem die Empfehlung 
zustande gekommen ist, wiedergeben, 
bei Beratung in mehreren Ausschüssen 
auch die Stellungnahme der beteiligten 
Ausschüsse. Sie sollen in knapper Fas­
sung die maßgebenden Erwägungen der 
Ausschußmehrheit und der Ausschuß­
minderheit erkennen lassen. Bei der 
Berichterstattung über die Beratung von 
Gesetzentwürfen ist auch das Ergebnis 
der Behandlung wichtiger Abänderungs­
anträge und der zu dem Gesetzentwurf 
eingereichten Petitionen darzustellen.

(3) Der Landtag kann auf Antrag einer 
Fraktion eine ergänzende mündliche 
Berichterstattung verlangen.

Artikel 93 HV:
Der Landtag bestellt einen ständigen 
Ausschuß (Hauptausschuß). Dieser 
Ausschuß hat, während der Landtag 
nicht versammelt ist und zwischen 
dem Ende einer Wahlperiode oder 
der Auflösung des Landtags und dem 
Zusammentritt des neuen Landtags, 
die Rechte der Volksvertretung 
gegenüber der Landesregierung zu 
wahren. Er hat auch die Rechte eines 
Untersuchungsausschusses. Seine Zu­
sammensetzung wird durch die Ge­
schäftsordnung geregelt. Seine Mit­

glieder genießen die in den Artikeln 
95 bis 93 festgelegten Rechte.

Artikel 110 HV:
Wenn die Beseitigung eines unge­
wöhnlichen Notstandes, der durch 
Naturkatastrophen oder andere 
äußere Einwirkungen hervorgerufen 
worden ist, es dringend erfordert, 
kann die Landesregierung, soiern der 
Landtag nicht versammelt ist und 
nicht rechtzeitig zusammentreten 
kann, in Übereinstimmung mit dem in 
Artikel 93 vorgesehenen ständigen 
Ausschuß Verordnungen, die der Ver­
fassung nicht zuwiderlaufen, mit Ge­
setzeskraft erlassen. Diese Verord­
nungen sind dem Landtag bei seinem 
nächsten Zusammentritt zur Geneh­
migung vorzulegen. Wird die Geneh­
migung versagt, so ist die Verordnung 
durch Bekanntmachung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt unverzüglich 
außer Kraft zu setzen. Artikel 122 
gilt sinngemäß.

§ 25
Ständiger Ausschuß 

(Hauptausschuß)
(1) Der ständige Ausschuß (Hauptaus­

schuß) besteht aus neun nach den Grund­
sätzen der Verhältniswahl gewählten 
Abgeordneten.

(2) Wenn der ständige Ausschuß 
(Hauptausschuß) gemäß Art. 93 oder 
Art. 110 HV tätig wird, tritt der Präsi­
dent als stimmberechtigtes Mitglied 
hinzu und übernimmt den Vorsitz.

(3) Im ständigen Ausschuß (Hauptaus­
schuß) ist eine Vertretung der ordent­
lichen Mitglieder nur durch die vom 
Landtag in einem besonderen Wahlgang 
nach den Grundsätzen der Verhältnis­
wahl gewählten Vertreter zulässig. § 20 
Abs. 1 Satz 1 und § 21 Abs. 1 Satz 2 
und 3 finden keine Anwendung.

(4) Wird der ständige Ausschuß 
(Hauptausschuß) nach Art. 93 oder Art. 
110 HV tätig, so sind die Sitzungen öf­
fentlich. Auf Antrag eines Mitglieds der 
Landesregierung oder eines Abgeordne­
ten kann der Ausschuß mit Zweidrittel­
mehrheit der anwesenden Mitglieder die 
Öffentlichkeit für einzelne Gegenstände 
der Tagesordnung ausschließen. Im übri­
gen gilt § 56.

(5) Uber die öffentlichen Sitzungen des 
Hauptausschusses ist ein wörtlicher Be­
richt anzufertigen, der gedruckt wird.

(6) Im übrigen ist der Hauptausschuß 
insbesondere zuständig für die Beratung 
von Gegenständen, die verfassungsrecht­
liche und verfassungspolitische Bedeu­
tung haben, sowie von Gegenständen, 
die aus Sicherheitsgründen vertraulicher 
Behandlung bedürfen. Die Sitzungen des 
Hauptausschusses über solche Angele­
genheiten haben vertraulichen Charak­
ter, falls nicht der Ausschuß mit den 
Stimmen der Mehrheit seiner Mitglieder



etwas anderes beschließt. Das gleiche 
gilt für Beratungen des Hauptausschus­
ses über Immunitätsangelegenheiten. 
Das Recht des Landtags, dem Ausschuß 
andere Beratungsgegenstände zu über­
weisen, bleibt unberührt.

F Ü N F T E R  A B S C H N I T T  

Untersudlungsausschüsse 

Artikel 92 UV:
Der Landtag hat das Recht und auf An­
trag von einem Fünftel der gesetz­
lichen Zahl seiner Mitglieder die 
Pflicht, Untersuchungsausschüsse ein­
zusetzen. Diese Ausschüsse erheben in 
öffentlicher Verhandlung die Beweise, 
die sie oder die Antragsteller für erfor­
derlich erachten. Sie können mit Zwei­
drittelmehrheit die Öffentlichkeit aus­
schließen. Die Geschäftsordnung regelt 
ihr Verfahren und4 bestimmt die Zahl 
ihrer Mitglieder.
Die Gerichte und Verwaltungsbehör­
den sind verpflichtet, dem Ersuchen 
dieser Ausschüsse um Auskünfte und 
Beweiserhebungen nachzukommen; 
die Akten der Behörden und. der öf­
fentlichen Körperschaften sind ihnen 
auf Verlangen vorzulegen.
Für die Beweiserhebungen der Aus­
schüsse und der von ihnen ersuchten 
Behörden gelten die Vorschriften der 
Strafprozeßordnung sinngemäß, doch 
bleibt das Postgeheimnis unberührt.

§ 26
Einsetzung

(1) Der Antrag auf Einsetzung des Un­
tersuchungsausschusses muß den Gegen­
stand der Untersuchung hinreichend be­
stimmen. Er ist von den Antragstellern zu 
unterzeichnen. § 46 Abs. 1 Satz 3 findet 
keine Anwendung.

(2) Der in dem Antrag hezeichnete Un­
tersuchungsgegenstand kann durch Zu­
satzanträge erweitert oder ergänzt wer­
den.

(3) Der Präsident stellt nach Schluß der 
Aussprache, wenn wenigstens ein Fünftel 
der gesetzlidien Zahl der Abgeordneten 
den Antrag auf Einsetzung eines Unter­
suchungsausschusses gestellt hat (Art. 92 
Abs. 1 HV), die Einsetzung des Untersu­
chungsausschusses und den Gegenstand 
der Untersuchung fest. Ist der Antrag 
nicht von wenigstens einem Fünftel der 
gesetzlichen Zahl der Mitglieder des 
Landtags gestellt worden, so entscheidet 
über die Einsetzung des Untersuchungs­
ausschusses die Mehrheit des Landtags.

§ 27
Mitgliederzahl

(1) Der Landtag beschließt über die 
Zahl der Mitglieder des Untersuchungs­
ausschusses; die Verteilung der Sitze be­
stimmt sich nach § 4.

(2\ Für jedes Mitglied eines Untersu­
chungsausschusses ist ein Vertreter zu 
benennen. Die Vertreter sollen an den 
Sitzungen des Untersuchungsausschusses 
teilnehmen. Eine allgemeine Vertretung 
ist nicht zulässig.

(3) Die Mitglieder und ihre Vertreter 
sollen innerhalb eines Monats nach Ein­
setzung des Untersuchungsausschusses 
benannt werden.

§ 28
Vorsitzender und Berichterstatter

Der Untersuchungsausschuß wählt sei­
nen Vorsitzenden, dessen Stellvertreter 
und einen oder mehrere Berichterstatter. 
Sie sollen, in der Regel nicht der antrag­
stellenden Fraktion angehören.

§29
Verfahren

(1) Der Untersuchungsausschuß ist be­
schlußfähig, wenn mehr als die Hälfte sei­
ner Mitglieder oder ihrer Vertreter anwe­
send ist. Sind einen Monat nach der Ein­
setzung des Untersuchungsausschusses 
noch nicht alle Mitglieder benannt, so ge­
nügt es, wenn mehr als die Hälfte der bis 
dahin benannten Mitglieder oder ihrer 
Vertreter-anwesend ist.

(2) Die Beweiserhebungen der Unter­
suchungsausschüsse sind in der Regel öf­
fentlich, die Beratungen über das Verfah­
ren und die Feststellung des Untersu­
chungsergebnisses sind nicht öffentlich. 
Berät ein Untersuchungsausschuß über 
einen Antrag auf Ausschluß der Öffent­
lichkeit oder tagt er in nicht öffentlicher 
Sitzung, so dürfen nur die Mitglieder des 
Untersuchungsausschusses und ihre Ver­
treter sowie die vom Vorsitzenden zuge­
lassenen Bediensteten des Landtags und 
Mitglieder oder Beauftragte der Landes­
regierung im Sitzungssaal anwesend sein. 
Der Ausschuß kan'n andere Personen zu­
lassen.

(3) Die Akten und Unterlagen, die von 
einem Untersuchungsausschuß gemäß 
Art. 92 HV beigezogen werden, können 
nur von den Mitgliedern des Untersu­
chungsausschusses und ihren Vertretern 
sowie von den vom Vorsitzenden be­
stimmten Bediensteten des Landtags ein­
gesehen werden.

§ 30
Aussetzung der Untersuchung

Ist ein gerichtliches Verfahren an­
hängig, das den Gegenstand der Unter­
suchung betrifft, oder wird während der 
Untersuchung ein solches Verfahren ein­
geleitet, so soll'die Untersuchung bis 
zum Abschluß des Verfahrens ausgesetzt 
werden.

§31
Berichterstattung

Der Untersuchungsausschuß erstattet 
dem Landtag einen schriftlichen Bericht. 
Die Fassung wird vom Ausschuß fes tge ­
legt. Die Minderheit ist berechtigt, einen 
abweichenden Bericht vorzulegen.



S E C H S T E R  A B S C H N I T T  .

Landtag und Landesregierung 

Artikel 91 HV:
Der Landtag und jeder seiner Aus­
schüsse können die Anwesenheit des 
Ministerpräsidenten und jedes Mini­
sters verlangen. Der Ministerpräsi­
dent, die Minister und die von ihnen 
bestellten Beauftragten haben zu den 
Sitzungen des Landtags und seiner 
Ausschüsse Zutritt. Sie können jeder­
zeit — auch außerhalb der Tagesord­
nung — das Wort ergreifen. Sie un­
terstehen der Ordnungsgewalt des 
Vorsitzenden.

Artikel 101 Abs. 1 HV:
-Der Landtag wählt ohne Aussprache 
den Ministerpräsidenten mit mehr als 
der Hälfte der gesetzlichen Zahl seiner 
Mitglieder. Das Nähere bestimmt die 
Geschäftsordnung.

, § 32
Wahl des Ministerpräsidenten \

Der Landtag wählt den Ministerpräsi- \ 
: denten ohne Aussprache mit verdeckten | 
; Stimmzetteln. Ergibt sich im ersten I 
I Wahlgang nicht die erforderliche Mehr- j 
\ heit, so können neue Vorschläge ge-/ 
v macht werden. j

§ 33
Verkehr mit der Landesregierung

Den Schriftwechsel zwischen dem 
Landtag und der Landesregierung führt 
der Präsident.

§ 34
Herbeirufung von Mitgliedern 

der Landesregierung
Der Antrag auf Herbeirufung eines 

Mitglieds der Landesregierung (Art. 91 
HV] kann bei einer Sitzung des Land­
tags nur namens einer Fraktion, bei 
einer Ausschüßsitzung nur von allen an­
wesenden Vertretern einer Fraktion ge­
stellt werden.

§ 35
Berichte über die Ausführung 

von Landtagsbeschlüssen
(1) Die Landesregierung soll dem 

Landtag über die Ausführung seiner Be­
schlüsse innerhalb von drei Monaten be­
richten. Ist ein Bericht bis zum Ablauf 
dieser Frist nicht möglich, so soll unter 
Angabe der Hinderungsgründe ein Zwi­
schenbericht gegeben werden.

(2) Der Präsident gibt die Berichte der 
Landesregierung den Antragstellern so­
wie den Vorsitzenden und Berichter­
stattern der mit der Vorberatung beauf­
tragten Ausschüsse zur Kenntnis.

(3) Die besonderen Bestimmungen in 
§ 53 Abs. 8 und 9 bleiben unberührt.

S I E B E N T E R  A B S C H N I T T  

Drucksachen 

§ 36
Landtagsdrucksachen, Verteilung 

von Unterlagen
(1) Alle Gesetzentwürfe, Vorlagen 

der Landesregierung und des Präsiden­
ten des Rechnungshofs, Anträge, Abän­
derungsanträge, Große und Kleine An­
fragen und die hierauf gegebenen Ant­
worten, Zusammenstellungen der Münd­
lichen Fragen, Berichte und Empfehlun­
gen der Ausschüsse an den Landtag wer­
den als Landtagsdrucksachen an alle Ab­
geordneten und Mitglieder der Landes­
regierung verteilt. Dies gilt nicht für 
Anträge zur Geschäftsordnung und für 
Abänderungsanträge, die im Verlauf der 
Ausschußberatungen mündlich gestellt 
werden. Für Vorlagen der Landesregie­
rung, die nicht einen Gesetzentwurf zum 
Gegenstand haben, kann der Präsident 
im Einzelfall bestimmen, daß von einer 
Drucklegung als Landtagsdrucksache ab­
gesehen wird, wenn die ausreichende 
Unterrichtung der Abgeordneten über 
ihren Inhalt auf andere Weise sicherge­
stellt ist. -

(2) Landtagsdrucksachen, die umfang­
reichere Gesetzentwürfe und Anträge 
oder Ausschußberichte zu solchen Ge­
setzentwürfen und ‘Anträgen enthalten, 
ist ein Vorblatt voranzustellen, das in 
knapper Fassung die zu lösende Pro­
blemlage, die Grundzüge der vorge­
schlagenen Lösung und die zu erwarten­
den finanziellen Auswirkungen darstel­
len und gegebenenfalls Hinweise auf 
diskutierte Alternativlösungen und 
deren Auswirkungen enthalten soll. Die 
dafür erforderlichen Angaben sind der 
Landtagskanzlei von den Einbringern 
der Gesetzentwürfe oder Antragstellern 
und von den Berichterstattern der Aus­
schüsse zur Verfügung zu stellen; die 
Verpflichtung der Landesregierung nach 
§ 10 Abs. 1 der Landeshaushaltsordnung 
bleibt unberührt.

(3) Für die Wahrung von Fristen nach 
dieser Geschäftsordnung gelten die 
Landtagsdrucksachen als verteilt:

1. wenn sie an Plenarsitzungstagen vor 
Schluß der Sitzung auf die Plätze der 
Abgeordneten im Plenarsaal gelegt 
worden sind;

2. wenn sie während Fraktionssitzungen 
auf die Plätze der Abgeordneten im 
Sitzungsrauin der Fraktion gelegt oder 
dem Fraktionsbüro zur Verteilung zu­
geleitet worden sind;

3. wenn sie an einem durch Absprache 
zwischen dem Präsidenten und den 
Fraktionsvorsitzenden bestimmten Ort 
im Landtagsgebäude für die Abgeord­
neten zur Abholung bereitgelegt wor­
den sind;

4. bei Versand durch die Post am ersten 
allgemeinen Zustellungstag nadi der



Aufgabe, bei Eilzustellung ara Tag 
nach der Aufgabe zur Post.

Die Drudesachen gelten auch dann als 
verteilt, wenn sie einzelnen Abgeordne­
ten infolge höherer Gewalt, technischer 
Störungen oder vereinzelter Versehen 
erst später zugehen oder wenn einzelne 
Abgeordnete wegen vorübergehender 
Abwesenheit erst später Kenntnis erlan­
gen.

(4) Abs. 3 gilt entsprechend für Ein-' 
ladungen zu Plenar- und Ausschußsit­
zungen sowie für Berichte und andere 
Unterlagen, die an alle Abgeordneten 
oder an die Mitglieder .von Ausschüssen 
verteilt werden.

(5) Der Nachweis über die Verteilung 
nach Abs. 3 und 4 wird durdi.Aufzeich­
nungen der Landtagskanzlci, insbeson­
dere im Brieftagebuch oder auf Beleg­
exemplaren der verteilten Unterlagen 
erbradit.

A C H T E R  A B S C H N I T T  

Gesetzentwürfe

Artikel n ?  HV:
Die Gesetzentwürfe werden von der 
Landesregierung, aus der Mitte des 
Landtags oder durch Volksbegehren 
eingebracht.

• § 37
Einbringung von Gesetzentwürfen

(1) Gesetzentwürfe, die aus der Mitte 
des Landtags, eingebracht werden, müs­
sen von einer Fraktion oder einer der 
Mindeststärke einer Fraktion entspre­
chenden Zahl von Abgeordneten unter­
zeichnet sein. Bei Gesetzentwürfen einer 
Fraktion genügt die Unterschrift des 
Fraktionsvorsitzenden oder eines stell­
vertretenden Fraktionsvorsitzenden.

(2) Sie sind init der Formel „Der 
Landag wolle das folgende Gesetz be­
schließen:" einzuleiten und sollen in der 
Regel eine schriftliche Begründung ha- . 
ben, die auch die zu erwartenden finan­
ziellen Auswirkungen darstellt.

§ 38
Anzahl der Lesungen

(1) Gesetzentwürfe werden in der 
Regel in zwei Lesungen beraten.

’• (2) In drei Lesungen werden beraten:
1. Entwürfe für Haushaltsgesetze,
2. Entwürfe für verfassungsändernde 
. Gesetze,

3. andere Gesetzentwürfe, wenn eine 
Fraktion es vor dem Beginn der 
Schlußabstimmung in zweiter Lesung 
verlangt. 3

(3) Der Landtag kann einen Gesetz­
entwurf nach jeder Lesung ablehnen 
oder für erledigt erklären. In diesem Fall 
findet keine weitere Lesung statt.

? 39
Erste Lesung

(1) Die erste Lesung soll frühestens 
am achten Tag nach der Verteilung der 
Drucksache beginnen.

(2) In der ersten Lesung sollen nur 
die Grundzüge der Vorlage besprochen 
werden.

(3) Am Schluß der ersten Lesung kann 
der Landtag beschließen, den Gesetzent­
wurf ohne Überweisung an einen Aus­
schuß anzunehmen, abzulehnen oder für 
erledigt zu erklären, wenn ein entspre­
chender Antrag gestellt wird.

(4) Wird ein Antrag nach Abs. 3 nicht 
gestellt oder nicht angenommen, so kann 
der Gesetzentwurf einem Ausschuß oder 
mehreren Ausschüssen, von denen einer 
als federführend zu bestimmen ist, zur 
Vorbereitung der zweiten Lesung über­
wiesen werden. An der Vorberatung von 
Gesetzentwürfen, deren Annahme vor­
aussichtlich zu erheblichen Mehrausga­
ben oder Mindereinnahmen führen wür­
de, soll der Haushaltsausschuß zumin­
dest beteiligt werden. Liegen Abände- 
rungsanträge zu dem Gesetzentwurf vor, 
so gelten sie als mitüberwiesen.

(5) Kommt weder ein Beschluß nach 
Abs. 3 noch ein Überv/eisungsbeschluß 
nach Abs. 4 zustande, so gilt der Gesetz­
entwurf als erledigt; eine weitere Le­
sung findet nicht statt. .

§ 40
Zweite Lesung

(1) Die zweite Lesung soll frühestens 
am Tag nach dem Schluß der ersten Le­
sung beginnen. War der Gesetzentwurf 
einem Ausschuß oder mehreren Aus­
schüssen überwiesen worden, so soll sie 
frühestens am zweiten Tag nach der 
Verteilung des Ausschußberichts begin­
nen.

(2) War der Gesetzentwurf einem 
Ausschuß oder mehreren Ausschüssen 
überwiesen worden, so bildet die im 
Ausschußbericht empfohlene Fassung die 
Grundlage für die zweite Lesung.

(3) Auf Verlangen einer Fraktion 
oder einer der Mindeststärke einer Frak­
tion entsprechenden Zahl von Abgeord­
neten sind einzelne Bestimmungen oder 
Teile des Gesetzentwurfs getrennt zur 
Beratung und Abstimmung zu stellen. 
Liegen zu solchen Bestimmungen oder 
Teilen des Gesetzentwurfs Abände­
rungsanträge vor, so ist nach Schluß der 
Beratung zunächst über diese abzu- 
stimmen.

(4) Im Verlauf der zweiten Lesung 
kann der Landtag den Gesetzentwurf 
oder Teile davon einem Ausschuß, in be­
sonderen Fällen auch mehreren Aus­
schüssen, von denen einer als federfüh­
rend zu bestimmen ist, überweisen oder 
zurücküberweisen. In diesem Fall ist die 
Lesung unterbrochen. Liegen Abände­



rungsanträge vor, so gelten sie als mit­
überwiesen; dies gilt, wenn nur Teile 
eines Gesetzentwurfs überwiesen wer­
den, nur für Abänderungsanträge zu 
diesen Teilen. Soweit Ausschußüberwei­
sung erfolgt ist, bildet die im erneuten 
Ausschußbericht empfohlene Fassung die 
Grundlage für die weitere zweite Le­
sung.

(5) Am Schluß der zweiten Lesung ist 
zunächst über vorliegende Abänderungs­
anträge, die nicht durch getrennte Ab­
stimmung nach Abs. 3 oder Ausschuß­
überweisung nach Abs. 4 erledigt sind, 
abzustimmen. Bei einem Gesetzentwurf, 
der nach § 38 Abs. 2 in drei Lesungen 
zu beraten ist, kann der Landtag be­
schließen, die vorliegenden Abände­
rungsanträge zusammen mit dem Ge- 
setzentwurf einem Ausschuß oder meh­
reren Ausschüssen zur Vorbereitung der 
dritten Lesung zu überweisen.

(6) Sodann wird über den Gesetzent­
wurf im ganzen, gegebenenfalls mit den 
im Verlauf der zweiten Lesung be­
schlossenen Abänderungen, abgestimmt 
(Schlnßabstimmuiig in zweiter Lesung). 
Sind im Verlauf der zweiten Lesung Ab­
änderungen beschlossen worden, so ist 
auf Verlangen einer Fraktion die Schluß­
abstimmung auszusetzen, bis eine Zu­
sammenstellung der Abänderungen ver­
teilt ist.

(7) In der Schlußabstimmung in zwei­
ter Lesung kann der Landtag beschließen, 
den Gesetzentwurf anzunehmen, abzu­
lehnen oder- für erledigt zu erklären.

(8) Wird ein Gesetzentwurf, der nicht 
nach § 38 Abs. 2 in drei Lesungen zu be­
raten ist, in der Schlußabstimmung in 
zweiter Lesung angenommen, so ist das 
Gesetz beschlossen.

(9) Wird ein Gesetzentwurf, der nach 
§ 38 Abs. 2 in drei Lesungen zu beraten 
ist, in der Schlußabstimmung in zweiter 
Lesung angenommen, so kann der Ge­
setzentwurf einein Ausschuß oder meh­
reren. Ausschüssen, von denen einer als 
federführend zu bestimmen ist, zur Vor­
bereitung der dritten Lesung überwiesen 
werden.

§ 41
Dritte Lesung

(1) Für die dritte Lesung eines Ge­
setzentwurfs, der nach § 38 Abs. 2 in drei 
Lesungen zu beraten ist, finden die Be­
stimmungen in § 40 Abs. 1 bis 4, Abs. 5 
Salz 1, Abs. 6 und 7 entsprechende An­
wendung.

(2) War ein Gesetzentwurf nach der 
zweiten Lesung nicht einem Ausschuß 
oder mehreren Ausschüssen überwiesen 
worden, so bildet die in der Schlußab­
stimmung in zweiter Lesung beschlos­
sene Fassung die Grundlage für die dritte 
Lesung.

(3) Wird ein Gesetzentwurf in der
Schlußabstimmung in dritter Lesung an­

genommen, so ist das Gesetz beschlos­
sen. 3 4

Artikel 119 HV:
Gegen ein vom Landtag beschlossenes 
Gesetz sieht der Landesregierung der 
Einspruch zu.
Der Einspruch muß innerhalb iüni Ta­
gen, seine Begründung innerhalb zwei 
Wochen nach der Schlußabstimmung 
dem Landtag zugehen. Er kann bis 
zum Beginn der erneuten Beratung im 
Landtag zurückgezogen werden.
Kommt keine Übereinstimmung zwi­
schen Landtag und Landesregierung 
zustande, so gilt das Gesetz nur dann 
als angenommen, wenn der Landtag 
mit mehr als der Halite der gesetz­
lichen Zahl seiner Mitglieder entge­
gen dem Einspruch beschließt.

§ 42
Weitere Lesung

(1) Erhebt die Landesregierung Ein­
spruch gegen ein vom Landtag beschlos­
senes Gesetz (Art. 119 HV), so findet 
eine weitere Lesung statt.

(2) Im Verlauf der weiteren Lesung 
können Abänderungen nur zu den im 
Einspruch der Landesregierung bean­
standeten Teilen des Gesetzes beantragt 
werden. Im übrigen finden die Bestim­
mungen in § 40 Abs. 3 und 4, Abs. 5 
Satz 1 und Abs. 6 entsprechende Anwen­
dung.

(3) In der Schlußabslimmung in wei­
terer Lesung kann der Landtag beschlie­
ßen, seinen Gesetzesbeschluß zu bestä­
tigen, in abgeänderter Fassung anzu­
nehmen oder für erledigt zu erklären.

(4) Wird ein Gesetzesbeschluß in der 
Schlußabstimmung in weiterer Lesung 
bestätigt oder in abgeänderter Fassung 
angenommen, so ist das Gesetz beschlos­
sen.

§ 43
Abänderungsanträge

(1) Abänderungsanträge können bis 
zum Beginn der Schlußabstimmung in 
der letzten Lesung eines Gesetzentwurfs 
gestellt werden, bei getrennter Abstim­
mung über einzelne Bestimmungen oder 
Teile eines Gesetzentwurfs nach § 40 
Abs. 3, § 41 Abs. 1 oder § 42 Abs. 2 
jedoch nur bis zum Beginn dieser ge­
trennten Abstimmung.

(2) Abänderungsanträge sind schrift­
lich einzureichen. Sie müssen von einer 
Fraktion oder einer der Mindeststärke 
einer Fraktion entsprechenden Zahl von 
Abgeordneten unterzeichnet sein. Bei 
Abänderungsanträgen einer Fraktion 
genügt die Unterschrift des Fraktions- 
vorsitzenden oder eines stellvertreten­
den Fraktionsvorsitzenden.

(3) Ist ein Gesetzentwurf einem Aus­
schuß oder mehreren Ausschüssen über­
wiesen, so überweist der Präsident Ab-



änderungsanträge, die vor dem Beginn 
der Ausschußberatungen eingehen, un­
mittelbar dem Ausschuß oder den Aus­
schüssen. Ist ein Gesetzentwurf mehre­
ren Ausschüssen überwiesen, so genügt 
es, wenn ein Abänderungsantrag dem 
federführenden Aussdiuß * überwiesen 
wird. Ist ein Abänderungsantrag bis zum 
Beginn der Abstimmung iin Ausschuß 
noch nicht verteilt, so ist er zu verlesen.

(4) Für die Überweisung von Abän­
derungsanträgen gelten im übrigen die 
Bestimmungen in § 39 Abs. 4, § 40 
Abs. 4 und 5, § 41 Abs. 1 und § 42 Abs. 2.

(5) Abänderungsanträge, die einem 
Aussdiuß oder mehreren Ausschüssen 
überwiesen worden, in der im Ausschuß­
bericht empfohlenen Fassung des Ge­
setzentwurfs aber nicht voll berücksich­
tigt sind, können unter Wahrung der 
Voraussetzungen nach .Abs. 1 und 2 er­
neut eingebracht werden.

(6) Ist ein Gesetzentwurf einem Aus­
schuß oder mehreren Ausschüssen über­
wiesen, so können im Verlauf der Aus­
schußberatungen Abänderungsanträge 
auch von einzelnen Abgeordneten münd­
lich gestellt werden.

(7) Ist ein Abänderungsantrag, über 
den im Landtag abgestimmt werden soll, 
bis zum Beginn der Abstimmung noch 
nidit verteilt, so ist er zu verlesen.

§ 44
Verzidit auf Fristen

Der Landtag kann im Einzelfall auf 
die Einhaltung der Fristen nach § 39 
Abs. 1, § 40 Abs. 3 und § 41 Abs. 1 ver­
zichten, wenn nidit wenigstens ein Drit­
tel der anwesenden Abgeordneten wi- 
derspridit.

Artikel 120 HV:
Der Ministerpräsident hat mit den zu- 
ständigen Ministern die verfassungs­
mäßig zustande gekommenen Gesetze 
auszufertigen und hinnen zwei Wo­
chen im Gesetz- und Verordnungsblatt 
zu verkünden.

§ 45
Beurkundung und Übermittlung 

der Gesetzesbeschlüsse
Der Präsident beurkundet den Wort­

laut der vom Landtag beschlossenen Ge­
setze und übermittelt sie dem Minister­
präsidenten. Er kann dabei offenbare 
Unstimmigkeiten berichtigen und, falls 
erforderlidi, die Nummernfolge von Tei­
len oder einzelnen Bestimmungen eines 
Gesetzes richtigstellen.

N E U N T E R  A B S C H N I T T  

Anträge und sonstige Vorlagen

§ 46 
Anträge

(1) Selbständige Anträge können von 
einer Fraktion oder von mindestens fünf 
Abgeordneten eingebradit werden. Sie

sind dem Präsidenten schriftlich einzu- 
reidien und müssen von den Antragstel­
lern unterzeichnet sein. Bei Anträgen 
einer Fraktion genügt die Unterschrift 
des Fraktionsvorsitzenden oder eines 
stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden.

(2) Sie sind als „Antrag" unter An­
gabe des Gegenstands zu bezeichnen, als 
„Berichtsantrag", wenn sie das Verlan­
gen nach einem Bericht der Landesre­
gierung in einein Ausschuß oder mehre­
ren Ausschüssen zum Gegenstand haben, 
und mit der Formel „Der Landtag wolle 
besdiließen:" einzuleiten.

(3) Soweit nicht der Sachverhalt aus 
dem Wortlaut des Antrags deutlich genug 
hervorgeht, ist der Antrag schriftlich zu 
begründen. Wortlaut und Begründung 
müssen knapp und sachlich formuliert 
sein. Die Begründung soll in der Regel 
auch die zu erwartenden finanziellen 
Auswirkungen darstellen.

(4) Der Präsident überweist die ihm 
eingereichten Anträge unmittelbar dem 
zuständigen Ausschuß, in besonderen 
Fällen mehreren Ausschüssen, von denen 
einer als federführend zu bestimmen ist. 
§ 39 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. Die 
Antragsteller können vorsailagen, wel­
chem Ausschuß oder welchen Ausschüs­
sen der Antrag überwiesen werden soll; 
von diesem Vorschlag soll der Präsident 
nur aus zwingenden Gründen abweichen, 
falls eine Verständigung mit den An­
tragstellern nidit zustande kommt.

(5) Abs. 4 gilt nicht für Anträge, die 
ihrem Gegenstand nach nicht zur Be­
ratung im Aussdiuß geeignet sind, ins­
besondere nicht für Anträge, der Landes­
regierung oder dem Ministerpräsiden­
ten das Vertrauen auszusprechen oder zu 
versagen, und für Anträge auf Einset­
zung von Untersuchungsaussdiüssen.

(6) Abs. 4 gilt auch dann nidit, wenn 
die Antragsteller bei der Einreichung des 
Antrags sdiriftlidi das Verlangen er­
heben, den Antrag zunächst im Landtag 
zu beraten. Solche Anträge wer den auf 
die Tagesordnung der nächsten Plenar­
sitzungswoche gesetzt; über ihre weitere 
Behandlung besdiließt der Landtag.

(7) über einen Antrag, der einem 
Ausschuß oder mehreren Ausschüssen 
nach Abs. 4 durch den Präsidenten oder 
nadi Abs. 6 durdi den Landtag überwie­
sen worden ist, erstattet der Ausschuß, 
bei der Überweisung an mehrere Aus­
schüsse der federführende Aussdiuß dem 
Landtag einen schriftlichen Bericht, der 
die Empfehlung enthält, den Antrag un­
verändert oder in veränderter Fassung 
anzunehmen, ihn ahzulehnen oder ihn 
für erledigt zu erklären. Für den Inhalt 
des Berichts gelten im übrigen die Be­
stimmungen in § 24. Der Bericht wird au*f 
die Tagesordnung der nächsten Plenar- 
sitzungswoche gesetzt. Auf Verlangen 
der Antragsteller ist über den Bericht die 
Aussprache zu eröffnen.



(8) Abs. 7 gilt nicht für Anträge, die 
das Verlangen nach einem Bericht der 
Landesregierung in einem Ausschuß 
oder mehreren Ausschüssen zum Ge­
genstand haben. Solche Anträge gelten 
mit der Entgegennahme des Berichts im 
Ausschuß als erledigt. Nur auf beson­
deren Beschluß des Ausschusses ist dem 
Landtag ein schriftlicher Bericht zu er­
statten; in diesem Fall gilt Abs. 7 Satz 2 
bis 4 entsprechend.

§ 47
Sonstige Vorlagen

(1) Sonstige Vorlagen, insbesondere 
Vorlagen der Landesregierung, die nicht 
einen Gesetzentwurf zum Gegenstand 
haben, Mitteilungen einzelner Minister 
•sowie Vorlagen des Präsidenten des 
Rechnungshofs überweist der Präsident 
unmittelbar dem zuständigen Ausschuß, 
in besonderen Fällen mehreren Aus­
schüssen, von denen einer als federfüh­
rend zu bestimmen ist. § 39 Abs. 4 Satz 2 
gilt entsprechend.

(2) Vorlagen der in Abs. 1 genannten 
Art, die von besonderer Bedeutung sind, 
kann der Präsident dem Ältestenrat zur 
Aufnahme in die Tagesordnung des 
Landtags Vorschlägen. Werden sie in die 
Tagesordnung aufgenommen, so be­
schließt der Landtag über ihre weitere 
Behandlung. Andernfalls findet Überwei­
sung nach Abs. 1 statt.

(3) Für Vorlagen der in Abs. 1 ge­
nannten Art, die nach Abs. 1 durch den 
Präsidenten oder nach Abs. 2 durch den 
Landtag einem Ausschuß oder mehreren 
Ausschüssen überwiesen worden sind, 
gilt § 46 Abs. 7 entsprechend. Ist eine 
Vorlage dem Landtag lediglich zur 
Kenntnisnahme zugeleitet, so hat es mit 
der Behandlung im Ausschuß sein Be- 
wenden-, nur auf besonderen Beschluß 
des Ausschusses ist dem Landtag ein 
schriftlicher Bericht zu erstatten, für den 
§ 46 Abs. 7 Satz 2 bis 4 entsprechend 
gilt.

(4) Abs. 1 gilt insbesondere auch für 
Vorlagen der Landesregierung oder des 
Ministers der Finanzen nach der Landes- 
liaushaltsordnung. Für Vorlagen nach 
§ 10 Abs. 3, § 36 Satz 2, § 37 Abs. 4, § 42 
Abs..l, § 64 Abs. 2 und § 65 Abs. 7 der 
Landeshaushaltsordnung gilt die Stel­
lungnahme, Einwilligung oder Zustim­
mung des Haushaltsausschusses als Stel­
lungnahme, Einwilligung oder Zustim­
mung des Landtags, falls nicht innerhalb 
einer Woche nach der Beschlußfassung 
durch den Haushaltsausschuß eine Frak­
tion dem Präsidenten schriftlich das Ver­
langen übermittelt, zu der Vorlage die 
Entscheidung des Landtags einzuholen. 
In diesem Fall hat der Haushaltsaus­
schuß dem Landtag einen schriftlichen 
Bericht zu erstatten, für den § 46 Abs. 7 
entsprechend gilt.

Artikel 96 HV:
Kein Mitglied des Hessischen oder 
eines anderen deutschen Landtags 
kann ohne Genehmigung des Hauses, 
dem der Abgeordnete angehört, wäh­
rend der Sitzungsperiode wegen einer 
mit Strafe bedrohten Handlung zur 
Untersuchung gezogen oder verhaltet 
werden, es sei denn, daß das Mitglied 
bei Ausübung der Tat oder spätestens 
im Lauie des folgenden Tages festge­
nommen wird.

Die gleiche Genehmigung ist bei jeder 
anderen Beschränkung der persönli­
chen Freiheit erforderlich, die die Aus­
übung der Abgeordnetentäitigkeit be­
einträchtigt.

Jedes Strafverfahren gegen ein Mit­
glied des Hessischen oder eines ande­
ren deutschen Landtags und jede Haft 
oder sonstige Beschränkung seiner 
persönlichen Freiheit wird aui Verlan­
gen des Hauses, dem der Abgeordnete 
angehört, für die Dauer der Sitzungs­
periode aufgehoben.

Ein Abgeordneter, der wegen einer 
ihm als verantwortlichen Schriftleiter 
einer Zeitung oder Zeitschrift vorge- 
worienen strafbaren Handlung ver­
folgt werden soll, kann sich auf die 
vorstehenden Bestimmungen nicht be­
rufen.

Z E H N T E R  A B S C H N I T T  

Immunilätsangeiegenheiten 

§ 48
Immunitätsangelegenheiten

(1) Ersuchen in Immunitätsangelegen­
heiten überweist der Präsident unmittel­
bar dem Hauptausschuß.

(2) Der Hauptausschuß erstattet dem 
Landtag einen schriftlichen Bericht, der 
sich auf die Empfehlung beschränkt, dem 
Ersuchen stattzugeben oder nicht statt­
zugeben; eine Begründung der Empfeh­
lung erfolgt nicht.

(3) Der Bericht des Hauptausschusses 
ist auf die Tagesordnung der nächsten 
Plenarsitzungswoche zu setzen, über die 
Empfehlung wird ohne Aussprache ab­
gestimmt.

(4) Bei Ersuchen, die Verkehrsdelikte 
betreffen, gilt die Entscheidung des 
Hauptausschusses als Entscheidung des 
Landtags; Abs. 2 und 3 finden keine An­
wendung.

(5) Der von dem Ersuchen betroffene 
Abgeordnete wird vom Präsidenten un­
terrichtet. Er soll zu dem Ersuchen, ‘zu 
der Empfehlung oder Entscheidung des 
Hauptausschusses oder zu dem Beschluß 
des Landtags eine Stellungnahme nicht 
abgeben.



ELFTER A B S C H N I T T

Anfragen» Fragestunde,
* Aktuelle Stunde

§ 49 .
Große Anfragen

(1) Große Anfragen an die Landesre­
gierung können von einer Fraktion oder 
einer der Mindeststärke einer Fraktion 
entsprechenden Zahl von Abgeordneten 
eingebracht werden. Sie sind dem Präsi­
denten schriftlich einzureichen und müs­
sen von den Fragestellern, unterzeichnet 
sein. Bei Großen Anfragen einer Fraktion 
genügt die Unterschrift des Fraktions-' 
Vorsitzenden oder eines stellvertreten­
den Fraktionsvorsitzenden.

(2) Große Anfragen sind schriftlidi zu 
begründen, soweit nicht der Sachverhalt, 
über den Auskunft gewünscht wird, aus 
dem Wortlaut der Anfrage deutlich ge­
nug hexvorgeht. Wortlaut und Begrün­
dung der Anfrage sollen knapp und 
sachlich formuliert sein. .

(3) Der Präsident teilt die Große An­
frage unverzüglich der Landesregierung 
mit und fordert sie auf, innerhalb von 
zwei Monaten eine schriftliche Antwort 
zu geben. .

(4) Nach Eingang und Verteilung der 
Antwort der Landesregierung wird die 
Große Anfrage auf die Tagesordnung der 
nächsten Plenarsitzungswoche gesetzt. 
Auf Verlangen der Fragesteller oder 
einer Fraktion ist über die Antwort der 
Landesregierung die Aussprache zu er­
öffnen? zu Beginn der Aussprache erhält 
auf Antrag einer der Fragesteller das 
Wort. Anstelle der Aussprache im Ple­
num kann die Antwort der Landesregie­
rung auf Verlangen oder mit Zustim­
mung der Fragesteller einem Ausschuß 
zur weiteren Beratung überwiesen 
werden.

(5) Lehnt es die Landesregierung ab, 
eine Große Anfrage zu beantworten, 
oder gibt sie auf eine Große Anfrage 
innerhalb von zwei Monaten keine 
schriftliche Antwort, so ist auf Verlan­
gen der Fragesteller die Große Anfrage 
auf die Tagesordnung der nächsten Ple­
narsitzungswoche zu setzen. Für die Aus­
sprache gilt Abs. 4 Satz 2 entsprechend.

§ 50
Kleine Anfragen

(1} Jeder Abgeordnete kann mit Klei­
nen Anfragen von der Landesregierung 
Auskunft über bestimmte Angelegen­
heiten verlangen. Die Kleinen Anfragen 
sind dem Präsidenten schriftlidi einzu­
reichen. Sie sollen knapp und sachlich 
formluiert und so gehalten sein, daß sie 
von der Landesregierung in kurzer Form 
beantwortet werden können. Anfragen, 
die gegen Satz 3 verstoßen, weist der 
Präsident zurück. Im Beschwerdefail ent­
scheidet der Ältestenrat.

(2) Der Präsident teilt die zugelas­
senen Kleinen Anfragen derLandesregie- 
rung mit. Sie werden von ihr schriftlich

- beantwortet.

(3) Die Antwort der Landesregierung 
soll innerhalb von vier Wochen nadi der 
Zuleitung der Anfrage erteilt werden. 
Falls die Antwort bis zum Ablauf dieser 
Frist nicht möglich ist, soll ein Zwischen­
bericht mit Angabe der Hinderungs­
gründe gegeben werden.

§ 51
Fragestunde

(1) Zu Beginn der. jeweils ersten Ple­
narsitzung in einer Wodie wird in. der 
Regel eine Fragestunde abgehalten. Je­
der Abgeordnete ist berechtigt, in einer 
Fragestunde bis zu zwei Mündliche 
Fragen an die Landesregierung zu rich­
ten.

(2) Mündliche Fragen dürfen nur aus 
einem Fragesatz bestehen und keine 
Wertungen enthalten. Eine Unterteilung 
in mehrere Fragen ist nicht zulässig. Sie 
müssen knapp und sachlich formuliert 
und ihrem Gegenstand nach so gehalten 
sein, daß die Antwort der Landesregie­
rung kurz gefaßt sein kann. Mündliche 
Fragen, die diesen Anforderungen nicht 
entsprechen, weist der Präsident zurück, 
falls eine Verständigung mit dem Frage­
steller nicht oder nicht rechtzeitig er­
reicht werden kann.

(3) Mündliche Fragen sollen nicht 
Gegenstände von lediglich örtlich be­
grenztem Interesse betreffen.

(4) Mündliche Fragen müssen dem 
Präsidenten spätestens am vierten Ar­
beitstag vor der Fragestunde bis 12 Uhr 
schriftlich eingereicht werden. Der Präsi­
dent teilt die zugelassenen Mündlichen 
Fragen der Landesregierung am dritten 
Arbeitstag vor der Fragestunde mit. Die 
zugelassenen Mündlichen Fragen werden 
in eine Zusammenstellung auf genommen, 
die spätestens zu Beginn der Frage­
stunde an die Abgeordneten und die 
Mitglieder der Landesregierung verteilt 
wird.

(5) Der Fragesteller ist berechtigt, nach 
Beantwortung der Mündlichen Frage bis 
zu zwei Zusatzfragen zu stellen. Darüber 
hinaus können insgesamt zwei weitere 
Zusatzfragen von anderen Abgeordneten 
gestellt v/erden.

(6) Die Dauer der Fragestunde darf 
sechzig Minuten nicht überschreiten.

(7) Mündliche Fragen, die wegen des 
Ablaufs der Fragestunde nidit aufge- 
rufen werden können, werden zusammen 
mit der dem Präsidenten überreichten 
schriftlichen Antwort der Landesregie­
rung als Anlagen zum Sitzungsbericht 
abgedruckt, wenn nicht der Fragesteller 
bis zum Ende der Plenarsitzung die 
Frage zurückzieht oder erklärt, er wün­
sche ihre Beantwortung in der nächsten



Fragestunde. Dem Fragesteller ist auf 
Verlangen eine Kopie der Antwort der. 
Landesregierung im Verlauf der Plenar­
sitzung zu übergeben. Satz 1 gilt auch 
für Fragen, die wegen Abwesenheit des 
Fragestellers nicht aufgerufen werden 
können, sofern seine Frage nicht von 
einem anderen Abgeordneten übernom­
men wird.

(8) Mündliche Fragen, die im wesent­
lichen den gleichen Gegenstand betref­
fen wie Gesetzentwürfe, Große Anfra­
gen, Anträge oder sonstige Vorlagen auf 
der Tagesordnung der Plenarsitzungen 
der gleichen Woche, werden zusammen 
mit dem entsprechenden Tagesordnungs­
punkt aufgerufen. Der Präsident be­
stimmt kn einzelnen die Art der Behand­
lung im Verlauf der Beratung des Tages­
ordnungspunktes.

• • § 52
Aktuelle Stunde

(1) Eine Fraktion oder mindestens 
zehn Abgeordnete können beantragen, 
daß der Landtag in seiner nächsten Ple­
narsitzungswoche über einen bestimmt 
bezeichneten Gegenstand von allgemei­
nem aktuellen Interesse, der zum Zustän­
digkeitsbereich des Landtags gehört, eine 
Aussprache (Aktuelle Stunde) abhält.

(2) Der Antrag ist schriftlich einzu­
reichen und von den Antragstellern zu 
unterzeichnen. Bei Anträgen einer F rak ­
tion genügt die Unterschrift des Frak­
tionsvorsitzenden oder eines stellver­
tretenden Fraktionsvorsitzenden.

(3) Der Antrag ist als „Antrag betref­
fend eine Aktuelle Stunde" zu bezeichnen 
und mit der Formel „Der Landtag wolle 
über folgenden Gegenstand eine Ak­
tuelle Stunde abhallen:“ einzuleiten.

(4) Der Antrag kann frühestens wäh­
rend der Aufstellung der Tagesordnung 
durch den Ältestenrat, spätestens am 
zweiten Tag vor dem Beginn der ersten 
Plenarsitzung einer Plenarsitzungswoche 
eingereicht werden.

(5) Hält der Präsident den Antrag für 
zulässig, so setzt er die beantragte Ak­
tuelle Stunde auf die Tagesordnung mit 
der Maßgabe, daß sie nach der Frage­
stunde oder — falls keine Fragestunde 
stattfindet — vor den übrigen Tages­
ordnungspunkten aufgerufen wird. Hat 
er Zweifel an der Zulässigkeit des An­
trags, so legt er ihn dem Landtag zur 
Entscheidung bei der Genehmigung der 
Tagesordnung nach § 55 Abs. 4 vor; be­
jaht der Landtag die Zulässigkeit des 
Antrags, so gilt für den Aufruf der 
Aktuellen Stunde Salz 1.

(6) Gehen innerhalb der Frist nach 
Abs. 4 mehrere Anträge auf Abhaltung 
einer Aktuellen Stunde ein. die der Prä­
sident für zulässig hält oder deren Zu­
lässigkeit der Landtag bejaht, so ent­
scheidet der Landtag bei der Genehmi­
gung der Tagesordnung nach § 55 Abs. 4

darüber, ob und in welchem Verhältnis 
die für die Aktuelle Stunde zur Verfü­
gung stehende Zeit auf die Gegenstände 
der verschiedenen Anträge aufgeteilt 
wird.-

(7) Die Aussprache in der Aktuellen 
Stunde dauert höchstens sechzig Minu­
ten. Dabei bleibt die von Mitgliedern 
und Beauftragten der Landesregierung 
in Anspruch genommene Redezeit un­
berücksichtigt. Nehmen die Mitglieder 
und Beauftragten der Landesregierung 
zusammen mehr als zwanzig Minuten 
Redezeit in Anspruch, so verlängert sich 
die Dauer der Aussprache um den über 
zwanzig Minuten hinausgehenden Zeit­
raum.

(8) Jeder Abgeordnete kann in der 
Aktuellen Stunde nur einmal das Wort 
erhalten und höchstens eine Redezeit 
von fünf Minuten in Anspruch nehmen. 
Die Verlesung von vorbereiteten Re­
den oder Erklärungen ist nidit zulässig. 
Die Reihenfolge der Redner bestimmt 
der Präsident, der dabei im Interesse 
einer lebendigen und sachgerechten 
Aussprache von der Reihenfolge der 
Wortmeldungen abweichen kann; Art. 91 
Satz 3 HV bleibt unberührt.

(9) Anträge zur Sache , können nicht 
gestellt werden.

Z W Ö L F T E R  A B S C H N I T T  

Petitionen 

Artikel 16 HV:
Jedermann hat das Recht, Gllein oder 
gemeinsam mit anderen, Anträge oder 
Beschwerden an die zuständige Be­
hörde oder an die Volksvertretung zu 
richten.

Artikel 94 HV:
Der Landtag kann an ihn gerichtete 
Eingaben der Landesregierung über­
weisen und von ihr Auskunit über 
eingegangene Anträge und Beschwer­
den verlangen.

§ 53
Behandlung von Petitionen

(1) t Petitionen (Eingaben) an den 
Landtag überweist der Präsident, soweit 
er nidit eine Zurückweisung oder ander­
weitige Erledigung nadi § 54 für ange­
zeigt hält, dem Petitionsausschuß oder 
dem sonst zuständigen Ausschuß. Uber 
die Zuständigkeit der Ausschüsse kann 
der Ältestenrat nähere Regelungen tref­
fen.

(2) Der Ausschuß berät die Petition. 
Er kann dazu Auskünfte und Stellung­
nahmen der Landesregierung einholen 
sowie im Rahmen der Gesetze sonstige 
zur Aufklärung des Sachverhalts erfor­
derliche Schritte ergreifen. Der Petent 
kann, falls es der Ausschuß oder der Be­
richterstatter für sachdienlich hält, ge­
hört werden, hat hierauf jedodi keinen



Anspruch. Der Ausschuß kann die Stel­
lungnahme anderer Ausschüsse des 
Landtags einholen.

(3) Nach dem Ergebnis seiner Be-, 
ratung legt der Ausschuß dem Landtag zu 
der Petition eine Empfehlung vor, die in 
der Regel auf eine der folgenden Ent­
scheidungen lautet:

1. die Petition der Landesregierung
a) zur Berücksichtigung,
b) zur Erwägung,
c) als Material,
d) zur Kenntnisnahme,

. e) mit der Bitte, den Petenten über 
die Sach- und Rechtslage zu unter­
richten,

zu überweisen;
2. die Petition für erledigt zu erklären, 

da dem Anliegen des Petenten ent­
sprochen worden ist;

3. die Petition mit der Beschlußfassung 
des Landtags über einen anderen, in 
der Empfehlung bezeichneten Gegen­
stand für erledigt zu erklären;

4. die Petition einem anderen, in der 
Empfehlung bezeichneten Ausschuß 
als Material für weitere Beratungen 
zu überweisen;

5. die Petition nach Prüfung der Sach- 
und Rechtslage .für erledigt zu erklä­
ren, da dem Anliegen des Petenten

' nicht entsprochen werden kann;
6. die Petition für ungeeignet zur wei­

teren Beratung iin Landtag zu erklä­
ren; ' ■ ■ *

7. über die Petition zur Tagesordnung 
überzugehen.

(4) Die Empfehlungen, der Ausschüsse 
sollen, soweit erforderlich, begründet 
werden.

(5) Die Empfehlungen der Ausschüsse - 
zu Petitionen werden auf die Tages­
ordnung des Landtags gesetzt. Auf 
Verlangen einer Fraktion oder einer der 
Mindeststärke einer Fraktion entspre­
chenden Zahl von Abgeordneten ist über 
eine Empfehlung die Aussprache zu er­
öffnen; der Landtag kann die Empfeh­
lung des Ausschusses annehmen oder 
die Petition dem Ausschuß zurücküber­
weisen.

(6) Bezieht sich eine Petition auf ei­
nen anderen Beratungsgegenstand, ins­
besondere auf einen Gesetzentwurf, so 
soll die Empfehlung des Ausschusses zu 
der Petition in den Ausschußbericht zu 
dem Beratungsgegenstand aufgenommen 
und mit diesem behandelt werden.

(7) Der Präsident unterrichtet die 
Petenten über die Entscheidung des 
Landtags, gegebenenfalls unter Angabe 
der vom Ausschuß gegebenen Begrün­
dung.

(8) Wird eine Petition der Landes­
regierung nicht lediglidi zur Kenntnis­

nahme überwiesen, so soll die Landes­
regierung dem Landtag innnerhalb vo.n 
zwei Monaten berichten, was sie auf 
Grund der Überweisung veranlaßt hat. 
Ist ein Bericht in dieser Frist nicht mög­
lich, so soll ein Zwischenbericht gegeben 
werden. Der Landtag kann auf Empfeh­
lung des Ausschusses im Einzelfall eine 
andere Frist festsetzen.

(9) Berichte und Zwischenberichte der 
Landesregierung nach Abs. 8 gibt der 
Präsident dem Ausschußvorsitzenden 
und dem Beriditerstatter zu der Petition 
zur Kenntnis. Im Einvernehmen mit dem 
Berichterstatter kann der Ausschußvor­
sitzende einen Beridit oder Zwischen­
bericht auf die Tagesordnung des Aus- 
sdiusses setzen.

§ 54
Zurückweisung und anderweitige 

Erledigung von Petitionen
(1) Der Präsident soll Petitionen zu­

rückweisen, wenn sie

1. wegen Unleserlidikeit oder mangels 
eines Sinnzusammenhangs das Anlie­
gen des Petenten nicht ausreichend 
erkennen lassen;

2. gegenüber einer bereits früher vom 
Landtag beschiedenen Petition keine 
erheblichen neuen Tatsachen oder Be­
weise enthalten;

3. einen unzulässigen Eingriff in ein 
schwebendes gerichtlidies Verfahren 
oder die Nachprüfung oder Abände­
rung einer geriditliclien Entscheidung 
zum Ziel haben.

(2) Der Präsident kann Petitionen zu­
rückweisen, wenn

1. der Petent von möglichen Rechtsbe­
helfen keinen Gebrauch gemacht hat, 
obwohl ihm dies zumutbar ist oder 
gewesen wäre;

2. eine Petition nach Inhalt und Form 
eine strafbare Handlung des Petenten 
darstellt?

3. eine Petition Gegenstände betrifft, für 
die der Landtag nicht zuständig ist.

(3) Petitionen, die Gegenstände be­
treffen, für die der Landtag nicht zu­
ständig* ist, kann der Präsident, statt sie 
nach Äbs. 2 Nr. 3 zurückzuweisen, an 
die zuständige Stelle abgeben. Er soll 
dies tun, wenn für den Gegenstand der 
Petition der Deutsche Bundestag oder ein 
anderes Landespariament zuständig ist.

(4) Gnadengesuche und Petitionen, 
die Gnadensachen betreffen, gibt der 
Präsident an den Ministerpräsidenten ab.

(5) Petitionen, mit denen lediglidi 
Auskünfte begehrt werden, kann der 
Präsident an die Landesregierung ab­
geben.

(6) Petitionen, die den Einsender nicht 
erkennen lassen, werden nicht behan­
delt.



(7) Entscheidungen nach Abs. 1 bis 5 
werden dem Petenten unter Angabe der 
Gründe mitgeteilt. Er kann gegen die 
Entscheidung beim Präsidenten Be­
schwerde einlegen; auf diese Möglich­
keit ist er in der Mitteilung hinzuweisen. 
Hilft der Präsident einer Beschwerde 
nicht ab, so legt er sie dem Ältestenrat 
zur Entscheidung vor; der Petent ist von 
der Entscheidung des Ältestenrats zu 
unterrichten.

D R E I Z E H N T E R  A B S C H N I T T  

Sitzungsordnung 

Artikel 83 HV:
Der Landtag versammelt sich in der 
Regel am Sitz der Landesregierung.
Der Landtag tritt kraft eigenen Rechts 
am 18. Tage nach der Wahl zusam­
men. Falls an diesem Tage die Wahl­
periode des allen Landtags noch nicht 
abgelauien ist, versammelt sich der 
neue Landtag am Tage nach dem Ab­
lauf dieser Wahlperiode.
Fällt einer der vorgenannten Tage auf 
einen Sonn- oder Feiertag, so tritt der 
Landtag erst am darauffolgenden 
zweiten Werktag zusammen.
Der Landtag bestimmt über Verta­
gungen, den Schluß der Tagung (Sit­
zungsperiode) und den Tag des Wie­
derzusammentritts.
Der Präsident des Landtags kann den 
Landtag jederzeit einberufen. Er muß 
es tun, wenn die Landesregierung 
oder mindestens ein FüniieJ der ge­
setzlichen Zahl der Mitglieder des 
Landtags es verlangt.

Artikel 89 HV:
Die Vollsitzungen des Landtags sind 
öfientlich. Aul Antrag der Landesre­
gierung oder von zehn Abgeordneten 
kann der Landtag mit Zweidrittel­
mehrheit der Anwesenden die Öffent­
lichkeit für einzelne Gegenstände der 
Tagesordnung ausschließen, über den 
Antrag wird in geheimer Siizung ver­
handelt.

§ 55
Einberufung, Sitzungstermine 

und Tagesordnung
(1) Bei der Einberufung des Landtags 

soll eine Frist von sedis Tagen einge­
halten werden.

(2) Die Sitzungstermine und die Ta­
gesordnung werden vom Ältestenrat, in 
Fällen besonderer Dringlichkeit vom 
Präsidenten festgelegt.

(3) Legt der Ältestenrat die Tages­
ordnung fest, so müssen Gesetzentwürfe, 
die aus der Mitte des Landtags einge­
bracht werden und auf die Tagesordnung 
gesetzt werden sollen, spätestens vier 
Stunden vor Beginn der Sitzung des 
Ältestenrats dem Präsidenten schriftlich 
zugegangen sein; das gleiche gilt für An­

träge, für die nach § 46 Abs. 6 das Ver­
langen erhoben ist, sie zunächst im Land­
tag zu beraten. Große Anfragen werden 
auf die Tagesordnung gesetzt, wenn bis 
zum Beginn der Sitzung des Ältestenrats 
die Antwort der Landesregierung nach 
§ 49 Abs. 4 verteilt worden ist oder das 
Verlangen der Fragesteller nach § 49 
Abs. 5 dem Präsidenten schriftlich zuge­
gangen ist.

(4) Die Tagesordnung ist vom Landtag 
zu genehmigen. Trotz erfolgter Genehmi­

gung kann der Landtag beschließen, ein-
Jo e ge ns iThdevronzrü er^Tage s Ord­

nung* abziisetzea .oder- die. - Reihenfolge 
' der " ‘Behandlung der Tagesordnungs- 
punkte zu ahd.erri._ ll ............

(5) Dringliche Initiativen werden noch 
auf eine bereits festgelegte oder ge­
nehmigte Tagesordnung gesetzt, solange 
diese nicht erledigt ist. Dringlich sind

1. Anträge, dem Ministerpräsidenten das 
Vertrauen auszusprechen oder zu ver­
sagen;

2. Anträge auf Einsetzung von Unter­
suchungsausschüssen;

3. Gesetzentwürfe, die aus der Mitte des 
Landtags eingebracht werden, wenn 
sie von den Einbringern als dringlidi 
bezeichnet sind und der Landtag die

. Dringlichkeit bejaht;
4. Anträge, für die nach § 46 Abs. 6 das 

. Verlangen erhoben ist, sie zunächst
im Landtag zu beraten, wenn sie von 
den Antragstellern als dringlich be­
zeichnet sind und der Landtag die 
Dringlichkeit bejaht.

§ 55
Ausschluß der Öffentlichkeit

Berät der Landtag über einen Antrag 
auf Ausschluß der Öffentlichkeit oder 
tagt er in nicht öffentlicher Sitzung 
(Art. 89 HV),so dürfen nur Abgeordnete, 
Mitglieder der Landesregierung und die 
vom Präsidenten zugelassenen Personen 
im Sitzungssaal anwesend sein.

§ 57
Eröffnung und Schluß der Sitzung

Der Präsident eröffnet, leitet und 
schließt die Sitzung. Will er sich selbst 
an der Beratung als Redner beteiligen, 
so muß er während dieser Zeit den Vor-, 
sitz abgeben.

. § 58
Vertagung

Die Sitzung kann vor Erledigung der 
Tagesordnung nur durch Beschluß des 
Landtags vertagt werden. Ist für mehrere 
Sitzungen einer Pl&narsitzungswoche 
eine gemeinsame Tagesordnung geneh­
migt, so gilt Satz 1 für die letzte Sitzung 
der Woche.

§ 59
Eröffnung und Verbindung der Beratung

(1) Der Präsident hat über jeden Ge­
genstand, der auf der Tagesordnung



steht, die Beratung zu eröffnen, soweit 
nidit diese Geschäftsordnung besondere 
Voraussetzungen dafür festlegt.

(2) Der Landtag kann beschließen, die 
Beratung gleichartiger oder verwandter 
Gegenstände, die in der Tagesordnung 
gesondert aufgeführt sind, zu verbinden.

§ 60
Schluß der Beratung

(1) Liegen keine Wortmeldungen vor 
oder sind alle Wortmeldungen erledigt, 
so schließt der Präsident die Beratung.

(2) Der Landtag kann beschließen, die 
Beratung zu schließen, über den A nt^g, 
au f_ Schlüß le r  B erotim aJisL^ eiiiGin,

entsprechender Antrag kann erst gestellt 
werden, wenn mindestens ein Vertreter 
jeder Fraktion Gelegenheit gehabt hat, 
zur Sache zu sprechen. Vor der Abstim- 

• muncr über den Antrag auf Schluß der- 
'BeraturuTigl einem Redner, Üei apg Arü_ 
trä^oegrühden,"uncl einem Redner, der 
d a ge.g e m s p r edien--w i 1 das o et - zu-er=
teilen.

(3) Ergreift nach Schluß der Beratung 
ein Mitglied oder Beauftragter der Lan­
desregierung zu dem Gegenstand das 
Wort, so ist die Beratung wieder eröff­
net.

(2) Der Präsident bestimmt die Reihen­
folge der Redner. Der erste Redner bei 
der Aussprache über Anträge soll nicht 
der Fraktion der Antragsteller angehö­
ren.

(3) Niemand darf sprechen, wenn ihm 
nicht der Präsident das Wort erteilt hat. 
Ertönt die Glocke des Präsidenten, hat 
der Redner seine Ausführungen zu un­
terbrechen.

Artikel 91 HV:
Der Landtag und jeder seiner Aus­
schüsse können die Anwesenheit des 
Ministerpräsidenten und jedes Mini­
sters verlangen. Der Ministerpräsi­
dent, die Minister und die von ihnen 
bestellten Beauftragten haben zu den 
Sitzungen ,aes Landtags und seiner 
Ausschüsse Zutritt. Sie können jeder­
zeit — auch außerhalb der Tagesord­
nung— das Wort ergreifen. Sie unter- 

. stehen der Ordnungsgewalt des Vor­
sitzenden..

§ 63
Vertreter der Landesregierung

(1) Die Mitglieder der Landesregie­
rung oder ihre Beauftragten erhalten auf 
ihr Verlangen jederzeit das Wort, aber 
erst, wenn der Redner, der das Wort hat, 
seine Ausführungen beendet hat.

(4) Ist zu einem Gegenstand die Bera-k 
tung geschlossen, so ist alsbald die Ab- \ . 
Stimmung vorzunehmen oder, falls eine \ 
Abstimmung nicht in. Betracht kommt, i : 
der Tagesordnungspunkt für erledigt zu I j 
erklären. ' j

§ 61
Übergang zur Tagesordnung

(1) Der Landtag kann beschließen, 
über einen Gegenstand zur Tagesord­
nung überzugehen. Der Antrag auf Über­
gang zur Tagesordnung kann jederzeit 
bis zur Abstimmung namens einer Frak­
tion gestellt werden. § 60 Abs. 2 Satz 3 
und 4 findet entsprechende Anwendung.

(2) über den Antrag auf Übergang 
zur Tagesordnung ist vor allen anderen 
Anträgen abzustimmen. Wird der Antrag 
abgelehnt, so darf er im Laufe derselben 
Beratung des gleichen Gegenstandes 
nidit wiederholt werden.

(3) Bei der Beratung von Gesetzent­
würfen oder sonstigen Vorlagen der 
Landesregierung ist der Antrag auf 
Übergang zur Tagesordnung nicht zu­
lässig.

(2) Ergreift ein Mitglied der Landes­
regierung oder einer ihrer Beauftragten 
das Wort außerhalb der Tagesordnung, 
so wird auf Verlangen einer Fraktion 
oder einer der Mindeststärke einer Frak­
tion entsprechenden Zahl von Abgeord­
neten die Besprechung über diese Aus­
führungen * eröffnet. Anträge zur Sache 
dürfen dabei nicht gestellt werden.

§ 64
Worterteilung zur Geschäftsordnung
(1) Außer der Reihe können Abgeord­

nete bis zum Schluß der Beratung das 
Wort zur Geschäftsordnung verlangen, 
um sich über die Anwendung der Ge­
schäftsordnung auf die Behandlung des 
zur Beratung stehenden Gegenstandes 
zu äußern. Die Äußerungen dürfen die 
Dauer von fünf Minuten nicht überschrei­
ten.

(2) Zur Geschäftsordnung wird das 
Wort nach freiem Ermessen des Präsi­
denten erteilt. Wird einem Abgeordne­
ten das Wort zur Geschäftsordnung ver­
weigert, kann er sich darüber beim Älte­
stenrat beschweren.

(4) Ist zu einem Gegenstand der Über­
gang zur Tagesordnung beschlossen wor­
den, so gilt er als erledigt? eine weitere 
Behandlung findet nicht statt.

§ 62
Wortmeldung und Worterteilung

(1) Wünscht ein Abgeordneter zu 
sprechen, so meldet er sich beim Sit­
zungsvorstand schriftlich zum Wort.

§ 65
. Persönliche Bemerkungen

Zu persönlichen Bemerkungen wird 
das Wort in der Regel erst nach Schluß 
der Beratung, jedoch vor der Abstim­
mung erteilt. Der Redner darf nicht zur 
Sache sprechen, sondern nur Äußerun­
gen, die in der Aussprache gegen ihn ge­
richtet wurden, zurückweisen oder er­
kennbar gewordene Mißverständnisse



seiner früheren 'Ausführungen richtig- 
slellen.

§ 66
Erklärungen tatsächlicher Art

Zu Erklärungen tatsächlicher Art kann 
der Präsident außerhalb der Tagesord­
nung jederzeit das Wort erteilen. Die 
Erklärung ist dem Präsidenten auf Ver­
langen vorher schriftlich mitzuteilen. Die 
Redezeit darf fünf Minuten nicht über­
schreiten. Eine Aussprache findet nicht 
statt.

§ 67
Form der Rede

Die Redner sprechen in der Regel in 
freiem Vortrag. Sie können hierbei Auf­
zeichnungen benutzen. Schriftlich formu­
lierte Ausführungen dürfen nur von den 
Berichterstattern und von den Mitglie­
dern oder Beauftragten der Landesregie­
rung vorgetragen werden. Schriftlich for­
mulierte Ausführungen sind ferner zu­
lässig bei Stellungnahmen der Vertreter 
der Fraktionen zur Regierungserklärung 
und zum Haushaltsgesetz.

§ 68
Redezeit

(1) Soweit nicht durch Beschluß des 
Ältestenrats oder des Landtags für be­
stimmte Gegenstände eine andere Rege­
lung festgelegt ist. sollen zu einem Punkt 
der Tagesordnung der erste Redner aus 
einer Fraktion nicht länger als 15 Minu­
ten, jeder weitere Redner aus der glei­
chen Fraktion nicht länger als 10 Minu­
ten sprechen. Die Redner aus einer Frak­
tion sollen zusammen in der Regel nicht 
mehr als 60 Minuten sprechen. Er­
greift ein Mitglied oder Beauftragter 
der Landesregierung das Wort, nachdem 
die einer Fraktion zustehende Redezeit 
ausgeschöpft ist, so erhält auf Verlangen 
noch ein weiterer Redner aus dieser 
Fraktion das Wort.

(2) überschreitet ein Abgeordneter die 
ihm zustehende Redezeit, so kann ihm 
der Präsident nach einmaliger Mahnung 
das Wort entziehen; er darf dann das 
Wort in derselben Aussprache zum 
gleichen Gegenstand nicht wieder erhal­
ten.

(3) Ist die den Rednern aus einer 
Fraktion zusammen zustehende Redezeit 
ausgeschöpft, so bleiben Wortmeldungen 
weiterer Redner aus dieser Fraktion un­
berücksichtigt.

(4) Die besonderen Bestimmungen 
über die Redezeit in anderen Vorschrif­
ten dieser Geschäftsordnung bleiben un­
berührt.

§ 69
Zwischenfragen

Der Präsident kann mit Zustimmung 
des Redners Abgeordneten, die Zwi­
schenfragen zu stellen wünschen, dazu 
das Wort erteilen. Die Zwischenfragen

müssen kurz gehalten sein und dürfen 
keine Wertungen enthalten. Sie werden 
vom Platz aus gestellt.

§ 70
Sach ruf und Ordnungsruf

(1) Der Präsident kann Redner, die 
vom Verhandlungsgegenstand abschwei­
fen, zur Sadie rufen.

(2) Verletzt ein Abgeordneter die 
Würde oder die Ordnung des Hauses, so 
soll ihn der Präsident zur Ordnung ru­
fen. Der Ordnungsruf und der Anlaß 
hierzu dürfen von den nachfolgenden 
Rednern nicht behandelt werden.

§ 71
Entziehung des Wortes

Ist ein Abgeordneter in derselben Sit­
zung dreimal zur Sache oder zur Ord­
nung gerufen und beim zweiten Mal auf 
die Folgen eines dritten Rufes zur Sadie 
oder zur Ordnung hingewiesen worden, 
so entzieht ihm der Präsident das Wort; 
es soll ihm in derselben Sitzung nicht 
wieder erteilt werden.

§ 72
Ausschluß von Abgeordneten

(1) Der Präsident soll einen Abgeord­
neten, der sich einer gröblichen Verlet­
zung der Würde oder der Ordnung des 
Hauses schuldig madit, von der Sitzung 
aussdüießen. Der ausgeschlossene Abge­
ordnete hat den Sitzungssaal unverziig- 
lidi zu verlassen. Kommt er dieser Auf­
forderung nicht nach, so wird die Sit­
zung vom Präsidenten unterbrochen. In 
diesem Fall ist der Abgeordnete von den 
folgenden vier Plenarsitzungen ausge­
schlossen.

(2) Der Präsident kann Abgeordnete, 
die sich wiederholt weigern, seinen An­
ordnungen zu folgen, für mehrere Sit­
zungstage, im Höchstfall für zehn Plenar­
sitzungen ausschließen.

(3) Ausgeschlossene Abgeordnete dür­
fen während der Dauer des Ausschlusses 
von Plenarsitzungen auch nicht an in den 
gleichen Zeitraum fallenden Sitzungen 
der Ausschüsse teilnehmen.

§ 73
Einspruch gegen Sachruf, Ordnungsruf 

oder Ausschluß
Der Abgeordnete kann gegen einen 

Ruf zur Sache oder zur Ordnung oder 
gegen den Ausschluß schriftlich Ein­
spruch beim Präsidenten einlegen. über 
den Einspruch entscheidet der Ältesten­
rat.

§ 74
Unterbrechung der Sitzung

(1) Wenn im Landtag störende Un­
ruhe entsteht, kann der Präsident d-ie 
Sitzung unterbrechen. Kann er sich kein 
Gehör verschaffen, so verläßt er den Prä­
sidentenstuhl. Die Sitzung ist damit un­
terbrochen.



(2) Unmittelbar nach einer Unterbre­
chung der Sitzung tritt der Ältestenrat 
zusammen und beschließt darüber, ob 
und wann die Sitzung fortgesetzt werden 
soll. Bis zu dieser Entscheidung haben 
sidi die Abgeordneten zur Verfügung 
zu halten.

§ 75
Ordnung im Zuhörerraum

Wer im Zuhörerraum Beifall oder 
Mißbilligung äußert oder die Ordnung 
oder die Würde des Hauses verletzt, 
kann auf Anordnung des Präsidenten aus 
dem Zuhörerraum verwiesen werden. 
Der Präsident kann bei Unruhe den Zu­
hörerraum räumen lassen.

Artikel 87 HV:
Der Landtag kann nur dann- beraten 
und beschließen, wenn mehr als die 
Hälfte der gesetzlichen Zahl seiner 
Mitglieder anwesend ist. Für die vom 
Landtag vorzunehmenden Wehlen 
kann die Geschäftsordnung abwei­
chende Bestimmungen treifen.

§ 76
Beschlußfähigkeit

Der Präsident stellt zu Beginn der Sit­
zung die Beschlußfähigkeit des Landtags 
fest.

§ 77
Anzweiflung der Beschlußfähigkeit
(1) Die Anzweiflung der Beschlußfä­

higkeit des Landtags ist.nur unmittelbar 
vor einer Abstimmung zulässig. Wird die 
Beschlußfähigkeit'angezweifelt, so wird 
durch Auszählen die Zahl der Anwesen­
den festgestellt. Solange die Besdiluß­
fähigkeit nicht festgestellt ist, darf das 
Wort auch zur Geschäftsordnung nicht 
mehr erteilt werden.

(2) Der Präsident kann die Auszäh­
lung auf kurze Zeit aussetzen.

§ 78
Folgen der Beschlußunfähigkeit

Bei Beschlußunfähigkeit hat der Prä­
sident die Sitzung sofort aufzuheben und 
Zeit und Tagesordnung der nächsten Sit­
zung zu verkünden. Ergibt sich die Be­
schlußunfähigkeit bei einer Abstimmung 
oder Wahl, so wird in einer der nächsten 
Sitzungen die Abstimmung oder Wahl 
wiederholt. Ein Verlangen auf nament­
liche Abstimmung bleibt dabei in Kraft.

V I E R Z E H N T E R  A B S C H N I T T  

Abstimmungen und Wahlen 

Artikel 88 HV:
Der Landtag faßt seine Beschlüsse 

•mit der Mehrheit clor auf „Ja" oder 
l „Nein* lautenden Stimmen.

- '■ Stimmengleichheit bedeutet Ableh-
\  nung des gestellten Antrags.
* i

§ 79
Fragestellung

Der Präsident stellt die Fragen so, daß 
sie sich.mit Ja oder Nein beantworten 
lassen. SicTsTncI in der* Regel so zu fas­
sen, daß gefragt wird, ob die-.-Zustim­
mung erteilt_wird oder nicht. Uber die 
Fassung ‘der Frage kann das Wort zur 
Geschäftsordnung erteilt werden. Wird 
der vorgeschlagencn Fassung widerspro­
chen, so entscheidet der Landtag.

§ 80
Teilung der Frage

Jeder Abgeordnete kann beantragen, 
jdah clieL-Jaiaae^aeteiH w iidL über eine 
beantragte Teilung der Frage entscheidet 
der Landtag.

§ 81
Aussetzung der Abstimmung

Werden zu einer Vorlage mündlich 
Abänderungen beantragt, so ist auf Ver­
langen einer Fraktion die Abstimmung 
so lange auszusetzen, bis der Abände­
rungsantrag schriftlich vorliegt.

§ 82
Abstimmungsregeln

(1) Abgestimmt wird in der Regel 
durch Handzeichen, in besonderen Fällen 
durch AunteheniCder Sitzenbleiben. Die, 
Mehrheit, der ahgpgAhi?r>r>n SHr-nyien ent­
scheidet. Stimmengleichheit bedeutet Ab­
lehnung.

(2) Soweit nadi der Verfassung oder 
dieser Geschäftsordnung bei einem Be­
schluß oder einer Wahl eine bestimmte 
Mehrheit vorgeschrieben ist, hat der 
Präsident durdi ausdrückliche Erklärung 
festzustellen, daß die Zustimmung der 
erforderlichen Mehrheit vorliegt.

(3) Liegen Anträge zur Geschäftsord­
nung vor, so wird zunächst über diese 
abgestimmt, und zwar zunächst über den 
Antrag, der der Weiterbehandlung des 
Gegenstandes widerspricht.

(4) Liegen mehrere Anträge zur Sache 
vor, so soll zunächst über den Antrag ab­
gestimmt werden, der am weitesten geht, 
bei Abänderungsanträgen zunächst über 
den Antrag, der von der Vorlage am 
weitesten abweicht. Handelt es sich um 
Unterschiede in den Zahlen, so wird zu­
erst über die höhere Zahl abgestimmt.

(5) Vom Beginn der Abstimmung bis 
zur Verkündung des Abstimmungsergeb-

'hisses*wifcf däs Wort audi zur Geschäfts­
ordnung nicht erteilt.“' ......

§ 83
Zweifel über das Abstimmungsergebnis
"Wird das vom Sitzungsvorstand fest­

gestellte Abstimmungsergebnis ange­
zweifelt, so wird die Abstimmung wie­
derholt, und die Stimmen werden ausge­
zählt. • .



§ 84
Namentliche Abstimmung

(1) Namentliche Abstimmung kann bis 
zur Eröffnung der Abstimmung namens 
einer Fraktion verlangt werden. Der 
Präsident kann vor der namentlichen Ab­
stimmung eine kurze Pause einlegen.

(2) Namentlich abgestimmt wird durdi 
Aufruf der Namen der Abgeordneten. 
Die anwesenden Abgeordneten haben . 
beim Namensaufruf mit Ja oder Mein zu 
antworten oder zu erklären, daß sie sich 
der Stimme enthalten.

(3) Nach Beendigung des Namensauf­
rufs erklärt der Präsident die Abstim­
mung für geschlossen. Entstehen Zwei­
fel darüber, ob und wie ein Abgeordne­
ter abgestimmt hat, so befragt der Präsi­
dent den Abgeordneten.

§ 85
Feststellung

des Abstimmungsergebnisses
Das Ergebnis jeder Abstimmung wird 

vom Sitzungsvorstand festgestellt und 
vom Präsidenten verkündet. Bei nament­
lichen Abstimmungen sind die Abstim­
mungslisten in den Sitzungsbericht als 
Anlage aufzunehmen.

§ 86
Erklärungen zur Abstimmung

(1) Nach jeder Abstimmung hat jede . 
Fraktion das Recht, ihre Abstimmung 
kurz zu begründen. Die Erklärung darf 
die Dauer von fünf Minuten nicht über­
schreiten.

(2) Bei allen Abstimmungen hat jeder 
Abgeordnete das Recht, seine Abstim­
mung kurz schriftlich, zu begründen. Die 
Begründung ist in den Sitzungsbericht als 
Anlage aufzunehmen; eine Verlesung im 
Landtag erfolgt nicht.

§ 87 
Wahlen

(1) Die vom Landtag vorzunehmenden 
Wahlen erfolgen mit verdeckten Stimm­
zetteln. Wenn kein Abgeordneter wider­
spricht, kann auch durch Handzeichen ge­
wählt werden. Eine namentliche Abstim­
mung ist nicht zulässig.

(2) Abs. 1 gilt nicht, soweit das Ver­
fahren für vom Landtag vorzunehmende 
Wahlen durdi Gesetz anderweitig gere­
gelt ist.

F Ü N F Z E H N T E R  A B S C H N I T T  

Aufzeichnung der Plenarsitzungen 

§ 88
Stenographischer Beridit

(1) Uber jede Plenarsitzung des Land­
tags wird ein Stenographischer Bericht 
angefertigt, der den Sitzungsablauf mög- 
lidist wortgetreu wiedergibt. In den Ste­
nographischen Beridit sind auch die ge­

faßten Beschlüsse sowie die Namen der 
sitzungsleilenden Präsidenten, der auf 
der Regierungshank anwesenden Mit­
glieder und Beauftragten der Landesre­
gierung sowie der abwesenden Abge­
ordneten aufzunehmen.

(2) Auf Verlangen eines Abgeordne­
ten ist in den Stenographisdien Bericht 
seine Stellungnahme zu einem in der 
Sitzung beratenen Punkt der Tagesord­
nung aufzunehmenf wenn der Abgeord­
nete zu diesem Punkt sich nicht zu Wort 
gemeldet oder das Wort nicht erhalten 
hat. Die Stellungnahme muß bis zum 
Schluß der Sitzung dem Sitzungsvorstand 
schriftlich überreicht werden und darf 
den Umfang nicht überschreiten, der bei 
einer - Wortmeldung und Worterteilung 
zulässig gewesen wäre. Im Stenographi­
schen Bericht wird die Stellungnahme am 
Ende der Beratung des Tagesordnungs­
punkts wiedergegeben und mit dein Zu­
satz „Zu Protokoll gegebene Stellung­
nahme“ sowie drucktechnisch besonders 
kenntlich gemacht.

(3) Die Stenographischen Berichte.wer­
den gedruckt und an alle Abgeordneten 
und Mitglieder der Landesregierung ver­
teilt.

(4) Beanstandungen gegen die Richtig­
keit eines Stenographischen Berichts kön­
nen von jedem Abgeordneten innerhalb 
von vierzehn Tagen nach der Verteilung 
des Berichts dem Präsidenten schriftlich 
vorgelegt werden. Der Präsident ent­
scheidet darüber, ob der Beridit geändert 
werden muß. Er kann dazu alle Beweis­
mittel heranziehen; insbesondere soll er 
den zur Zeit der in der beanstandeten 
Stelle des Berichts wiedergegebenen Be­
ratung sitzungsleitenden Präsidenten be­
fragen, falls er nicht selbst die Sitzung 
geleitet hat. Gegen die Entscheidung des 
Präsidenten kann der Ältestenrat ange­
rufen werden.

(5) Tonbandaufnahmen von Plenarsit­
zungen sind mindestens so lange aufzu­
bewahren, bis über Beanstandungen 
nach Abs. 4 entsdiieden ist. Der Präsi­
dent kann allgemein oder im Einzelfall 
eine längere Aufbewahvungszeit anord­
nen.

§ 89
Niederschriften der Reden

(1) Jeder Redner erhält die Nieder­
schrift seiner Rede alsbald nach der 
Übertragung durch den Stenographisdien 
Dienst zur Durchsicht und Vornahme et­
waiger Berichtigungen. Sie ist unverzüg­
lich, spätestens innerhalb der vom Präsi- 

• denten allgemein oder im Einzelfall fest­
gesetzten Frist an den Stenographischen 
Dienst zurückzugeben. Abgeordnete und 
Mitglieder der Landesregierung, die die 
Sitzung verlassen, ehe sie die Nieder­
schrift ihrer Reden erhalten haben, sollen 
dem Sitzungsvorstand einen Abgeord­
neten oder Bauftragten benennen, der 
zur Durchsicht der Niedersdirift erraädi- 
tigt ist.



(2) Berichtigungen, sind auf das Not­
wendigste zu beschranken. Sie dürfen 
den Sinn einer Rede in keinem Punkt 
verändern. Dies gilt insbesondere für 
solche Ausführungen, auf die in Zwi­
schenrufen oder späteren Reden Bezug 
genommen wurde. Hat der Leiter des 
Stenographischen Dienstes Bedenken 
gegen eine Berichtigung und kann eine 
Verständigung mit dem Redner nicht er­
zielt werden, so entscheidet der Präsi­
dent. Er kann dazu alle Beweismittel 
heranziehen; insbesondere soll er den

.zur Zeit der fraglichen Ausführung sit­
zungsleitenden Präsidenten befragen, 
falls er nicht selbst die Sitzung geleitet 
hat.

(3) Wird die Niederschrift nicht frist­
gerecht vom Redner selbst oder von 

.einem nach Abs. 1 Satz 3 Ermächtigten 
durchgesehen zurückgegeben, so geht die 
Rede mit dem Vermerk „Vom Redner 
nicht durchgesehen" in Druck. Später 
eingehende Berichligungswünsche des 
Redners können, falls die Voraussetzun­
gen des Abs. 2 gewahrt sind, allenfalls 
in Anlagen zu einem späteren Stenogra­
phischen Bericht berücksichtigt werden.

(4) Niederschriften von Reden dürfen 
vor Durchsicht durch-den Redner einem 
andern als dem Presidenten nur mit Zu­
stimmung des Redners zur Einsicht ge­
geben werden. Das gleiche gilt für Nie­
derschriften, die die vom Redner vorge­
nommenen Berichtigungen erkennen las­
sen. Die Bestimmungen in Satz 1 und 2 
gelten nur auf ausdrückliches Verlangenv 
des Redners auch für Ausführungen, in 
der Fragestunde (§ 51).

§ 90
Beschlußprotokoll

(1) Der Präsident beauftragt jeweils 
einen der amtierenden Schriftführer, die 
vom Landtag gefaßten Beschlüsse aufzu­
zeichnen. Die Aufzeichnung ist am 
Schluß der Sitzung von dem sitzungslei­
tenden Präsidenten und einem amtieren­
den Schriftführer zu unterzeichnen und 
vom Direktor beim Landtag gegenzu­
zeichnen; sie bildet das Beschlußproto­
koll.

(2) Das Beschlußprotokoll wird unver­
züglich an alle Abgeordneten und Mit­
glieder der Landesregierung verteilt.

(3) Das Beschlußprotokoll gilt als ge­
nehmigt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Tagen nach der Verteilung von einem 
Abgeordneten oder einem Mitglied der 
Landesregierung Einspruch erhoben 
wird.

(4) über Einsprüche entscheidet der 
Präsident. Er kann dazu alle Beweismit­
tel heranziehen; insbesondere soll er den 
zur Zeit des fraglichen Beschlusses sit­
zungsleitenden Präsidenten befragen, 
falls er nicht selbst die Sitzung geleitet 
hat. Gegen die Entscheidung des Präsi­
denten kann der Ältestenrat angerufen 
werden.

S E C H Z E H N T E R  A B S C H N I T T  

Schlußbeslimmungen 

§ 91
Akten des Landtags

(1) Die Abgeordneten sind berechtigt, 
alle Akten einzusehen, die sich in der 
Verwahrung des Landtags oder eines 
seiner Ausschüsse befinden. Die Arbeit 
des Landtags oder seiner Ausschüsse 
darf dadurch nicht beirindert werden. § 29 
Abs. 3 bleibt unberührt.

(2) Akten, Unterlagen und * Kurzbe­
richte von Sitzungen des Präsidiums, des 
Ältestenrats oder eines Ausschusses, die 
nach den Bestimmungen dieser Ge­
schäftsordnung vertraulich sind oder für

'vertraulich erklärt worden sind, können 
nur von den ordentlichen Mitgliedern 
eingesehen werden.

• (3) Dritten darf Einsicht in Akten des 
Landtags und in Kurzberichte über Aus- 
schußsitzungen nur mit Genehmigung 
des Präsidenten gewährt werden. Die Ge­
nehmigung soll nur erieilt werden, wenn 
ein besonders begründetes Interesse 
glaubhaft gemacht v/ird. Bei Unterlagen 
über Beratungen in der laufenden und 
der vorangegangenen Wahlperiode soll 
das Einvernehmen mit dem jeweiligen 
Ausschuß Vorsitzenden hergestellt wer­
den. Der Präsident kann seine Genehmi­
gung mit Auflagen erteilen, die die Ver­
wertung und Zitierung der aus den Un­
terlagen zu gewinnenden Informationen 
einschränken. Gesetzlich begründete 
Auskunftsredite und Auskunftsbeschrän­
kungen bleiben unberührt.

(4) Die Einsichtnahme in Verwaltungs­
vorgänge, die einzelne Abgeordnete per­

sönlich betreffen, ist nur diesen gestattet.
Wünschen andere Abgeordnete oder 
Personen außerhalb des. Landtags aus 
berechtigtem Interesse Einsicht in diese 
Vorgänge, so ist hierzu sowohl die Ge­
nehmigung des Präsidenten als auch die 
Zustimmung des Abgeordneten erforder­
lich.

(5) Zuin Gebrauch außerhalb des Land­
tagsgebäudes' werden Akten nur an die 
Vorsitzenden und Berichterstatter der 
Ausschüsse abgegeben. Ausnahmen kann 
der Präsident gestatten.

§ 92
Wahrung von Fristen

Ist innerhalb einer bestimmten Frist 
dem Landtag gegenüber eine Erklärung 
abzugeben oder eine Leistung zu bewir­
ken, so ist die Frist gewahrt, wenn die 
Erklärung oder die Leistung am letzten 
Tag der Frist innerhalb der üblichen 
Dienststunden an die Landtagskanzlei 
gelangt. Fällt dieser Tag auf einen Sonn­
abend, einen Sonntag oder einen gesetz­
lichen Feiertag, so tritt an die Stelle 
dieses Tages der nächstfolgende Wo­
chentag.



§ 93
Auslegung der Geschäftsordnung

(1) Während einer Sitzung auftre­
tende Zweifel über die Auslegung der 
Geschäftsordnung entscheidet der Präsi­
dent.

(2) Eine grundsätzliche Auslegung der 
Geschäftsordnung kann der Ältestenrat 
beschließen. Gegen seine Entscheidung 
kann eine Fraktion einen Beschluß des 
Landtags verlangen.

§ 94
Abweichung von der Geschäftsordnung

Eine Abweichung von dieser Ge­
schäftsordnung im Einzelfall kann der 
Landtag mit den Stimmen der Mehrheit 
seiner Mitglieder beschließen, soweit 
nicht Bestimmungen der Verfassung des 
Landes Hessen entgegenstehen.

§ 95
Ende der Wahlperiode

 ̂ (l) Mit dem Ende der Wahlperiode 
gelten alle vom Landtag nidit erledigten 
Gesetzentwürfe, sonstige Vorlagen, An­
träge, noch nicht beantwortete Große und 
Kleine Anfragen und Mündliche Fragen 
als erledigt.

(2) Noch nidit beschiedene Petitionen 
werden in der nächsten Wahlperiode 
weiter beraten.

(3) Nodi nicht erledigte Beriditsersu- 
chen an die Landesregierung und Be­
schlüsse, zu denen ein Bericht der Lan­
desregierung erwartet wird, bleiben für 
die nächste Wahlperiode in Kraft.

§ 96
Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt am 
2. Februar 1973 in Kraft.

Wiesbaden, den 31. Januar 1973
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